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A. Allgemeiner Teil

I. Allgemeines

§ 1
Geltungsbereich

Diese Studien- und Prüfungsordnung gilt für folgende
Masterstudiengänge der Evangelischen Hochschule
Freiburg (im Folgenden: Hochschule):
1. Soziale Arbeit,
2. Bildung und Erziehung im Kindesalter,
3. Sozialmanagement,
4. Supervision und
5. Religionspädagogik.

§ 2
Zulassung zum Studium

(1)  Zu den Studiengängen nach § 1 kann zugelassen
werden, wer die Zulassungsvoraussetzungen für ein
Studium an einer Hochschule in Baden-Württemberg
erfüllt (§ 58 Landeshochschulgesetz – LHG).
(2)  Näheres zum Zulassungsverfahren regelt die
Hochschule in einer Immatrikulationsordnung und ge-
gebenenfalls in weiteren, studiengangsspezifischen
Zulassungsregelungen.
(3)  Die Organisation des Zulassungs- und Auswahl-
verfahrens obliegt dem Bewerbungsamt der Hoch-
schule.
(4)  Die Zulassung an der Hochschule ist ferner ab-
hängig von der Entrichtung einer Verwaltungsgebühr,
des Beitrags für das Studentenwerk Freiburg sowie der
vertraglich vereinbarten Studienentgelte. Das Nähere
bestimmt die Gebührenregelung der Hochschule (§ 12
EH-G). Über die Zahlung der Studienentgelte für die
Teilnahme am Studiengang ist mit der bzw. dem Stu-
dierenden eine schriftliche privatrechtliche Vereinba-
rung zu treffen.
(5)  Es kann die Zulassung in ein Vollzeitstudium oder
ein Teilzeitstudium beantragt werden, sofern ein Teil-

2   Gesetzes- und Verordnungsblatt der Evangelischen Landeskirche in Baden -- Nr. 1a/2013



zeitstudium in den Studiengängen nach § 1 angeboten
wird. Mit Zustimmung des Prüfungsamtes (§ 4) ist ein
Wechsel zwischen Vollzeit- und Teilzeitstudium (und
umgekehrt) möglich.

§ 3
Studienberatung

(1)  Die allgemeine Studienberatung erfolgt durch das
Studierendensekretariat. Die fachliche Studienbera-
tung erfolgt durch die Modulverantwortlichen, die
Lehrenden der beteiligten Fachbereiche und durch die
jeweilige Studiengangsleitung.
(2)  Für Studierende mit Behinderung sowie für
Gleichstellungsfragen stehen den Studierenden für ei-
ne spezielle Studienberatung die Beauftragte bzw. der
Beauftragte für Menschen mit Behinderungen und die
Gleichstellungsbeauftragte bzw. der Gleichstellungs-
beauftragte zur Verfügung.

II. Organisation und Zuständigkeiten in
Prüfungsangelegenheiten

§ 4
Prüfungsamt

(1)  Für die administrative Umsetzung der Studien-
und Prüfungsordnungen und zur Unterstützung des
Gemeinsamen Prüfungsausschusses (§ 5) ist an der
Hochschule ein Prüfungsamt eingerichtet.
(2)  Es ist insbesondere zuständig für
1. die Organisation der Prüfungen,
2. die Bearbeitung von Anträgen Studierender in Prü-

fungsangelegenheiten,
3. die Beratung der Studierenden in prüfungsrechtli-

chen Fragen,
4. die Ausstellung der Zeugnisse und Urkunden

(§§ 30 und 31) sowie
5. die Koordination der Prüfungsangelegenheiten.
(3)  Die Rektorin bzw. der Rektor bestellt die Leiterin
bzw. den Leiter des Prüfungsamtes für vier Jahre. Er-
neute Bestellung ist zulässig.

§ 5
Gemeinsamer Prüfungsausschuss, Zentraler

Prüfungsausschuss
(1)  Für die Organisation von Masterprüfungen sowie
die durch diese Studien- und Prüfungsordnung zuge-
wiesenen Aufgaben ist der Gemeinsame Prüfungsaus-
schuss der Hochschule zuständig.
(2)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss hat acht Mit-
glieder. Die Amtszeit der Mitglieder beträgt vier Jahre.
Erneute Bestellung ist zulässig.
(3)  Die Rektorin bzw. der Rektor bestimmt die Vor-
sitzende bzw. den Vorsitzenden des Gemeinsamen
Prüfungsausschusses. Die Leiterin bzw. der Leiter des
Prüfungsamtes (§ 4 Abs. 3) und die Dekaninnen bzw.
Dekane der Fachbereiche, denen die in § 1 genannten
Studiengänge zugeordnet sind, sind von Amts wegen

Mitglieder des Gemeinsamen Prüfungsausschusses.
Die Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes hat
von Amts wegen die Stellvertretung der bzw. des Vor-
sitzenden inne. Die weiteren Mitglieder des Gemein-
samen Prüfungsausschusses werden von der Rektorin
bzw. dem Rektor aus dem Kreis der Professorinnen
und Professoren bestellt. Andere Professorinnen und
Professoren, Lehrbeauftragte sowie Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben können beratend hinzugezogen
werden. Die bzw. der Vorsitzende führt gemeinsam
mit der Leitung des Prüfungsamtes die Geschäfte des
Gemeinsamen Prüfungsausschusses.
(4)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss achtet da-
rauf, dass die Bestimmungen der Studien- und Prü-
fungsordnung eingehalten werden. Er berichtet regel-
mäßig den beteiligten Fachbereichen über die Ent-
wicklung der Prüfungs- und Studienzeiten einschließ-
lich der tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Mas-
terthesis sowie über die Verteilung der Modul- und
Gesamtnoten. Der Bericht ist in geeigneter Weise
durch die Hochschule offen zu legen. Der Gemeinsa-
me Prüfungsausschuss gibt Anregungen zur Reform
des Studienplans und der Studien- und Prüfungsord-
nung.
(5)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss kann die ihm
obliegenden Aufgaben auf die Vorsitzende bzw. den
Vorsitzenden bzw. auf das Prüfungsamt übertragen.
(6)  Zu den Aufgaben des Gemeinsamen Prüfungsaus-
schusses gehören insbesondere:
1. Entscheidungen bezogen auf eine koordinierte Or-

ganisation von Modulprüfungen,
2. Entscheidungen zur Sicherstellung einer einheitli-

chen Anwendung der Studien- und Prüfungsord-
nung an der Hochschule,

3. Entscheidungen über eine zweite Wiederholung
(§ 16) und über das Erlöschen des Prüfungsanspru-
ches und der Zulassung zum Studium gem. § 21
sowie gem. § 34 Abs. 2 LHG,

4. Entscheidungen über die Anrechnung von Studi-
enleistungen und Studienzeiten, die an anderen
Hochschulen erbracht wurden gem. § 18,

5. Entscheidungen über die Anerkennung von gleich-
wertigen Weiterbildungen,

6. Entscheidungen über die Verlängerung von Bear-
beitungszeiten und Abweichungen von festgeleg-
ten Formen von Prüfungsleistungen und

7. Entscheidungen bei Täuschung oder Ordnungsver-
stoß gem. § 14.

(7)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Prüfungsaus-
schusses haben das Recht, der Abnahme der Prüfungs-
leistungen beizuwohnen.
(8)  Die Mitglieder des Gemeinsamen Prüfungsaus-
schusses unterliegen der Amtsverschwiegenheit
(Art. 111 Abs. 1 Grundordnung). Sofern sie nicht in
einem Arbeits- bzw. Dienstverhältnis zur Landeskir-
che stehen, sind sie durch die Vorsitzende bzw. den
Vorsitzenden des Gemeinsamen Prüfungsausschusses
zur Verschwiegenheit zu verpflichten. Eine von den
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Verpflichteten unterschriebene Verpflichtungserklä-
rung ist zu den Akten der Hochschule zu nehmen.
(9)  An der Hochschule besteht ein Zentraler Prü-
fungsausschuss. Ihm obliegt die Entscheidung über
Rechtsbehelfe in prüfungsrechtlichen Angelegenhei-
ten an der Hochschule. Seine Mitglieder sind:
1. die bzw. der von der Rektorin bzw. dem Rektor

bestimmte Vorsitzende,
2. die Rektorin bzw. der Rektor,
3. die bzw. der Vorsitzende des Gemeinsamen Prü-

fungsausschusses (Absatz 3) und
4. die Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes

(§ 4 Abs. 3).

§ 6
Zuständigkeiten des Prüfungsamtes

Die Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes ist zu-
ständig für die Entscheidung
1. über die Folgen von Verstößen gegen Prüfungs-

vorschriften (§ 14),
2. über das Bestehen und Nichtbestehen von Prüfun-

gen (§ 15),
3. über die Bestellung der Prüfenden (§ 7),
4. über die Bearbeitung einer Masterthesis in einer

Einrichtung außerhalb der Hochschule (§ 27
Abs. 3) und

5. über die Verlängerung der Bearbeitungszeit der
Masterthesis (§ 27 Abs. 6).

III. Prüfende

§ 7
Prüfende

(1)  Zur Abnahme von Prüfungen, die nicht studien-
begleitend in Verbindung mit den Lehrveranstaltun-
gen durchgeführt werden, sind in der Regel nur Pro-
fessorinnen bzw. Professoren befugt. Lehrbeauftragte
und Lehrkräfte für besondere Aufgaben können zu
Prüfenden bestellt werden, soweit Professorinnen
bzw. Professoren nicht als Prüfende zur Verfügung
stehen. Zu Prüfenden können auch in der beruflichen
Praxis und Ausbildung erfahrene Personen bestellt
werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation
besitzen. Bei der Masterthesis muss eine bzw. einer
der Prüfenden Professorin bzw. Professor sein.
(2)  Die zu prüfende Person kann für die Masterthesis
und die mündlichen Prüfungen die Prüfende bzw. den
Prüfenden oder eine Gruppe von Prüfenden vorschla-
gen. Der Vorschlag begründet keinen Anspruch auf
Bestellung der Vorgeschlagenen zu Prüfenden.
(3)  Die Namen der Prüfenden sollen den zu prüfenden
Personen rechtzeitig bekannt gegeben werden.
(4)  Für die Prüfenden gilt die Regelung in § 5 Abs. 8
Satz 2 entsprechend.

IV. Prüfungsleistungen

§ 8
Art der Prüfungsleistungen

(1)  Die Prüfungsleistungen werden in der Regel au-
ßerhalb der Vorlesungszeit des Studiensemesters (stu-
dienbegleitend) erbracht.
(2)  Prüfungsleistungen können
1. mündlich (§ 9),
2. schriftlich durch Klausurarbeiten, sonstige schrift-

liche Arbeiten (§ 10),
3. durch Referate,
4. durch Hausarbeiten,
5. durch praktische Arbeiten,
6. durch besondere Verfahren (§ 10) und bzw. oder
7. durch Lehrproben (§ 11)
erbracht werden.
(3)  Macht jemand glaubhaft, dass wegen länger an-
dauernder oder ständiger körperlicher Behinderung es
ihr bzw. ihm nicht möglich ist, Prüfungsleistungen
ganz oder teilweise in der vorgesehenen Form und/
oder der vorgesehenen Frist abzulegen, so wird nach
Anhörung der bzw. des Beauftragten für Menschen
mit Behinderungen vom Prüfungsamt (§ 4) gestattet,
die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten
Bearbeitungszeit oder gleichwertige Prüfungsleistun-
gen in einer anderen Form zu erbringen. Dazu kann
die Vorlage eines ärztlichen Attestes verlangt werden.
Entsprechendes gilt für Studienleistungen (§§ 18, 20
Abs. 2).

§ 9
Mündliche Prüfungsleistungen

(1)  Durch mündliche Prüfungsleistungen sollen die
Studierenden nachweisen, dass sie die Zusammenhän-
ge des Prüfungsgebietes erkennen und spezielle Fra-
gestellungen in diese Zusammenhänge einzuordnen
vermögen. Ferner soll festgestellt werden, ob sie über
ein breites Grundlagenwissen verfügen.
(2)  Mündliche Prüfungsleistungen werden in der Re-
gel vor mindestens zwei Prüfenden (Kollegialprü-
fung) oder vor einer Prüferin bzw. einem Prüfer in
Gegenwart einer Beisitzerin oder eines Beisitzers als
Gruppenprüfung oder als Einzelprüfung abgelegt.
(3)  Die Dauer der mündlichen Prüfungsleistung be-
trägt für jede zu prüfende Person 20 Minuten vorbe-
haltlich einer abweichenden Regelung in Abschnitt B
- Besonderer Teil.
(4)  Die wesentlichen Gegenstände und Ergebnisse der
mündlichen Prüfungsleistungen sind in einem Proto-
koll festzuhalten. Das Ergebnis ist den geprüften Per-
sonen jeweils im Anschluss an die mündlichen Prü-
fungsleistungen bekannt zu geben.
(5)  Studierende, die sich beim nächsten Prüfungster-
min der gleichen Modulprüfung unterziehen wollen,
sollen nach Maßgabe der räumlichen Verhältnisse als
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Zuhörende zugelassen werden, es sei denn, die zu
prüfende Person widerspricht. Die Zulassung erstreckt
sich nicht auf die Beratung und Bekanntgabe der Prü-
fungsergebnisse.

§ 10
Klausurarbeiten, sonstige schriftliche Arbeiten

und besondere Verfahren
(1)  In den Klausurarbeiten und sonstigen schriftlichen
Arbeiten sollen die Studierenden nachweisen, dass sie
in begrenzter Zeit und mit begrenzten Hilfsmitteln mit
den gängigen Methoden ihres Faches Aufgaben lösen
und Themen bearbeiten können. In der Klausurarbeit
soll ferner festgestellt werden, ob sie über notwendi-
ges Grundlagenwissen verfügen. Es können Themen
zur Auswahl gestellt werden.
(2)  Das Bewertungsverfahren soll acht Wochen nicht
überschreiten.
(3)  Die Dauer der Klausurarbeiten wird in Abschnitt
B - Besonderer Teil festgelegt.
(4)  Prüfungsleistungen können auch in anderen For-
men und Verfahren erbracht werden. Zu den beson-
deren Verfahren gehören insbesondere Nachweise
von theoretisch fundierter fachlicher Reflexion und
Integration der Inhalte eines Moduls oder einer Lehr-
veranstaltung (Portfolio). Die besonderen Verfahren
werden vom Gemeinsamen Prüfungsausschuss (§ 5)
inhaltlich und methodisch profiliert und vom Prü-
fungsamt (§ 4) den Studierenden in geeigneter Weise
bekannt gemacht. Das Weitere regelt Abschnitt B –
Besonderer Teil.

§ 11
Lehrproben

(1)  In den Lehrproben sollen die Studierenden nach-
weisen, dass sie über die entsprechenden Kompeten-
zen für die Unterrichts- und Lehrfähigkeit verfügen.
(2)  Eine Lehrprobe besteht aus drei Teilbereichen:
1. einem schriftlichen Entwurf der zu haltenden Un-

terrichtsstunde,
2. der Durchführung einer Unterrichtsstunde von 45

Minuten Dauer und
3. einem Auswertungsgespräch über die gehaltene

Unterrichtsstunde.
(3)  Die Lehrprobe wird in der Regel vor zwei Prüf-
enden abgelegt und von diesen bewertet.

§ 12
Bewertung der Prüfungsleistungen

(1)  Die Noten für die einzelnen Prüfungsleistungen
werden von den jeweiligen Prüferinnen bzw. Prüfern
festgesetzt. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen
sind folgende Noten zu verwenden:

1 = sehr gut = eine hervorragende Leistung;
2 = gut = eine Leistung, die erheblich

über dem Durchschnitt liegt;

3 = befriedi-
gend

= eine Leistung, die durchschnitt-
lichen Anforderungen ent-
spricht;

4 = ausrei-
chend

= eine Leistung, die trotz ihrer
Mängel noch den Anforderun-
gen genügt;

5 = nicht aus-
reichend

= eine Leistung, die wegen erheb-
licher Mängel den Anforderun-
gen nicht mehr genügt.

Wird eine Prüfungsleistung von mehreren Prüferinnen
bzw. Prüfern bewertet, errechnet sich die Note aus
dem Durchschnitt der festgesetzten Noten.
Zur differenzierten Bewertung der Prüfungsleistungen
werden die einzelnen Noten um 0,3 auf Zwischenwer-
te erhöht oder erniedrigt. Die Noten „0,7“, „4,3“, „4,7“
und „5,3“ sind dabei ausgeschlossen.
(2)  Besteht eine Modulprüfung aus mehreren Prü-
fungsleistungen, errechnet sich die Modulnote aus
dem Durchschnitt der Noten der einzelnen Prüfungs-
leistungen. Die Note für die Masterthesis errechnet
sich aus dem Durchschnitt der Noten der beiden
Prüfenden. Die Modulnoten lauten bei einem Durch-
schnitt von:

1. 1,00 bis 1,49: „sehr gut“;
2. 1,50 bis 2,49: „gut“;
3. 2,50 bis 3,49: „befriedigend“;
4. 3,50 bis 4,00: „ausreichend“;
5. über 4,00: „nicht ausreichend“.

§ 15 Abs. 1 S. 2 bleibt unberührt.
(3)  Für die Bildung der Gesamtnote (§ 30) gilt
Absatz 2 entsprechend.
(4)  Bei der Durchschnittsbildung werden nur die ers-
ten beiden Dezimalstellen hinter dem Komma berück-
sichtigt; alle weiteren Stellen werden ohne Rundung
gestrichen.
(5)  Die Gesamtnote wird auf Antrag ergänzt durch die
ECTS-Note. Dabei wird die Gesamtnote (Dezimalno-
te) einer bzw. eines Studierenden auf die Gesamtnoten
anderer Studierender des Studiengangs bezogen, und
zwar nach dem folgenden Schema:

Die besten 10% erhalten ein A,
die nächsten 25% ein B,
die nächsten 30% ein C,
die nächsten 25% ein D,
die nächsten 10% ein E und
nicht Bestandene ein F.

§ 13
ECTS-Punkte

(1)  Die Module werden nach dem European Credit
Transfer System (ECTS) bewertet. Jedem Modul ist
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eine bestimmte Anzahl von Credit-Points (CP) zuge-
ordnet.
(2)  Entsprechend dem Aufwand der Studierenden für
die Lehrveranstaltungen, Vor- und Nacharbeit, Prü-
fungsvorbereitung und Prüfungen werden für die Mo-
dule ECTS-Punkte (Credit-Points) entsprechend den
jeweiligen Tabellen in Abschnitt B - Besonderer Teil
vergeben. Ein ECTS-Punkt entspricht dabei einer
durchschnittlichen Arbeitsbelastung von 30 Arbeits-
stunden.
(3)  Für das Bestehen der Masterprüfung sind in der
Regel 300 ECTS-Punkte notwendig. Hiervon entfal-
len auf eine abgeschlossene, vorausgegangene Bache-
lorprüfung in der Regel 210 ECTS-Punkte.
(4)  Soweit Studienbewerberinnen und Studienbewer-
ber ein abgeschlossenes Bachelorstudium nachwei-
sen, für das weniger als 210 ECTS-Punkte (jedoch
mindestens 180 ECTS-Punkte) vergeben wurden, ist
Voraussetzung für das Bestehen der Masterprüfung
der Nachweis der fehlenden ECTS-Punkte aus dem
regelhaft vorgehaltenen Studienangebot der Studien-
gänge der Hochschule. Die Studiengangsleitung berät
und der Gemeinsame Prüfungsausschuss legt fest,
welche Prüfungsleistungen abgelegt werden müssen
bzw. anerkannt werden können. Die Studienbewerbe-
rinnen und Studienbewerber sind für die Erbringung
der fehlenden Leistungspunkte in dem Masterstudien-
gang eingeschrieben, dessen Abschluss sie erwerben.
Entsprechend den zu erbringenden 30 ECTS-Punkten
verlängert sich die Studienzeit um ein Studiensemes-
ter.

§ 14
Versäumnis, Rücktritt, Täuschung,

Ordnungsverstoß
(1)  Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht ausrei-
chend“ (5,0) bewertet, wenn ein Prüfungstermin ohne
triftigen Grund versäumt wird oder wenn jemand nach
der Anmeldung zur Prüfung von ihr ohne triftigen
Grund zurücktritt. Dasselbe gilt, wenn eine schriftli-
che Prüfungsleistung nicht innerhalb der vorgegebe-
nen Bearbeitungszeit erbracht wird.
(2)  Der für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend
gemachte Grund muss unverzüglich schriftlich ange-
zeigt und glaubhaft gemacht werden. Bei Krankheit
kann die Vorlage eines ärztlichen Attestes und in
Zweifelsfällen ein Attest einer von der Hochschule
benannten Ärztin bzw. eines von der Hochschule be-
nannten Arztes verlangt werden. Wird der Grund als
triftig anerkannt, wird vom Prüfungsamt ein neuer
Termin anberaumt. Die bereits vorliegenden Prü-
fungsergebnisse sind in diesem Fall anzurechnen. Als
triftiger Grund gilt bei Studierenden der berufsbeglei-
tenden Masterstudiengänge auch eine einschneidende
Veränderung im Beruf der Studierenden wie etwa
Stellenwechsel.
(3)  Soweit die Einhaltung von Fristen für
1. die erstmalige Meldung zu Prüfungen oder
2. die Wiederholung von Prüfungen,

oder soweit der Grund für das Versäumnis von Prü-
fungen sowie für Prüfungsleistungen betroffen ist,
steht der Krankheit der Studierenden die Krankheit ei-
nes Kindes gleich, für das ihnen die Personensorge
zusteht. Vergleichbares gilt für eine Erkrankung oder
Verschlechterung des Gesundheitszustandes einer
oder eines nahen Angehörigen.
(4)  Versucht jemand, das Ergebnis der Prüfungsleis-
tungen durch Täuschung oder Benutzung nicht zuge-
lassener Hilfsmittel zu beeinflussen, wird diese Prü-
fungsleistung mit „nicht ausreichend“ (5,0) bewertet.
(5)  Wer den ordnungsgemäßen Ablauf des Prüfungs-
termins stört, kann von der jeweils prüfenden oder der
Aufsicht führenden Person von der Fortsetzung der
Prüfungsleistung ausgeschlossen werden. In diesem
Fall wird die Prüfungsleistung mit „nicht ausreichend“
(5,0) bewertet. In schwerwiegenden Fällen kann der
Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5) die zu prüfende
Person von der Erbringung weiterer Prüfungsleistun-
gen ausschließen.
(6)  Die von einer Entscheidung nach Absatz 4 bzw.
nach Absatz 5 betroffene Person kann innerhalb einer
Frist von einem Monat verlangen, dass die Entschei-
dung vom Gemeinsamen Prüfungsausschuss über-
prüft wird. Belastende Entscheidungen des Gemein-
samen Prüfungsausschusses sind ihr unverzüglich
schriftlich mitzuteilen, zu begründen und mit einer
Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

§ 15
Bestehen und Nichtbestehen von Prüfungen

(1)  Eine Modulprüfung ist bestanden, wenn die Note
mindestens „ausreichend“ (4,0) ist. In den im Ab-
schnitt B - Besonderer Teil bestimmten Fällen ist eine
Modulprüfung mit mehreren Prüfungsleistungen nur
bestanden, wenn alle Prüfungsleistungen, aus der sich
die jeweilige Modulnote berechnet, mindestens mit
„ausreichend“ (4,0) bewertet wurden.
(2)  Die Masterprüfung ist bestanden, wenn sämtliche
Modulprüfungen der Masterprüfung bestanden und
die Masterthesis mindestens mit „ausreichend“ (4,0)
bewertet wurden sowie die ECTS-Punkte gemäß § 13
Abs. 2 erreicht sind.
(3)  Wurde eine Modulprüfung nicht bestanden oder
wurde die Masterthesis schlechter als „ausreichend“
(4,0) bewertet, so wird das der geprüften Person be-
kannt gegeben. Sie muss auch Auskunft darüber er-
halten, ob und gegebenenfalls in welchem Umfang
und in welcher Frist die Modulprüfung und die Mas-
terthesis wiederholt werden können.
(4)  Wurde die Masterprüfung nicht bestanden, wird
auf Antrag und gegen Vorlage der entsprechenden
Nachweise sowie der Exmatrikulationsbescheinigung
eine Bescheinigung ausgestellt, welche die erbrachten
Prüfungsleistungen und deren Noten sowie die noch
fehlenden Prüfungsleistungen enthält und erkennen
lässt, dass die Masterprüfung nicht bestanden ist.
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§ 16
Wiederholung von Modulprüfungen

(1)  Nicht bestandene Modulprüfungen können einmal
wiederholt werden. Die Wiederholung einer bestan-
denen Modulprüfung ist nicht zulässig. Fehlversuche
an anderen Fachhochschulen bzw. Hochschulen in der
Bundesrepublik Deutschland werden angerechnet.
(2)  In den Fällen von § 15 Abs. 1 Satz 2 ist nur eine
einzelne nicht mit mindestens „ausreichend“ (4,0) be-
wertete Prüfungsleistung zu wiederholen.
(3)  Die Wiederholungsprüfung soll spätestens im
Rahmen der Prüfungstermine des jeweils folgenden
Semesters abgelegt werden. Wird die Frist für die
Durchführung der Wiederholungsprüfung versäumt,
erlischt der Prüfungsanspruch, es sei denn, das Ver-
säumnis ist von der zu prüfenden Person nicht zu ver-
treten.
(4)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5) kann
abweichend von der Regelung des Absatzes 1 die
zweite Wiederholung einer nicht bestandenen Modul-
prüfung zulassen, wenn die bisherigen Studienleistun-
gen insgesamt die Erwartung begründen, dass das Stu-
dium erfolgreich abgeschlossen werden kann und
nachgewiesen ist, dass infolge einer außergewöhn-
lichen Behinderung in der Wiederholungsprüfung ein
besonderer Härtefall vorliegt. Absatz 3 gilt entspre-
chend.
(5)  Der Gemeinsame Prüfungsausschuss kann auf der
Basis der Evaluation (§ 5 Abs. 4) der Studien- und
Prüfungsordnung beschließen, dass bestimmte Leis-
tungsnachweise abweichend von der Regelung des
Absatzes 1 wiederholt werden können.

§ 17
Einsicht in die Prüfungsakten

Innerhalb eines Jahres nach Abschluss des Prüfungs-
verfahrens wird der geprüften Person auf Antrag in
angemessener Form Einsicht in ihre schriftlichen Prü-
fungsarbeiten, die darauf bezogenen Gutachten und in
die Prüfungsprotokolle (Prüfungsakten) gewährt.

§ 18
Anrechnung von Studienzeiten,

Studienleistungen und Prüfungsleistungen
(1)  Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen werden - soweit die Gleichwertigkeit ge-
geben ist - angerechnet, wenn sie an einer mindestens
gleichwertigen Fachhochschule oder Hochschule in
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden. Ei-
ne Anerkennung unter Auflagen ist möglich.
(2)  Studienzeiten, Studienleistungen und Prüfungs-
leistungen sind gleichwertig, wenn sie in Inhalt, Um-
fang und in den Anforderungen denjenigen des ent-
sprechenden Studiums an der Evangelischen Hoch-
schule Freiburg im Wesentlichen entsprechen. Dabei
ist kein schematischer Vergleich, sondern eine Ge-
samtbetrachtung und Gesamtbewertung unter Einbe-
ziehung von bereits erreichten ECTS-Punkten vorzu-
nehmen. Bei der Anrechnung von Studienzeiten, Stu-

dienleistungen und Prüfungsleistungen, die außerhalb
der Bundesrepublik Deutschland erbracht wurden,
sind die von der Kultusministerkonferenz und der
Hochschulrektorenkonferenz gebilligten Äquivalenz-
vereinbarungen sowie Absprachen im Rahmen von
Hochschulpartnerschaften sowie bereits erreichte
ECTS-Punkte zu beachten.
(3)  Für Studienzeiten, Studienleistungen und Prü-
fungsleistungen an Universitäten, anderen Hochschu-
len und in staatlich anerkannten Fernstudien-Einrich-
tungen und an Dualen Hochschulen gelten die Absätze
1 und 2 entsprechend; Absatz 2 gilt außerdem für Stu-
dienzeiten, Studienleistungen und Prüfungsleistungen
an Fach- und Ingenieurschulen der ehemaligen DDR
entsprechend.
(4)  Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene
Kenntnisse und Fähigkeiten sowie einschlägige Wei-
terbildungen, soweit ihre Gleichwertigkeit zu Prü-
fungsleistungen gegeben ist, können auf Antrag aner-
kannt werden.
In Abschnitt B - Besonderer Teil werden zertifizierte
Formen sowie auf andere Weise regelhaft erfolgende
Anerkennungen von einschlägigen Fachausbildungen
und Weiterbildungen geregelt. Unberührt bleibt eine
Anerkennung im Einzelfall.
(5)  Werden Studien- und Prüfungsleistungen ange-
rechnet, sind die Noten - soweit die Notensysteme
vergleichbar sind - zu übernehmen und in die Berech-
nung der Gesamtnote einzubeziehen. Bei unvergleich-
baren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“
aufgenommen. Eine Kennzeichnung der Anrechnung
im Zeugnis (§ 30) ist zulässig.
(6)  Bei Vorliegen der Voraussetzungen der Absätze 1
bis 3 besteht ein Anspruch auf Anrechnung. Die An-
rechnung von Studienzeiten, Studienleistungen und
Prüfungsleistungen, die in der Bundesrepublik
Deutschland erbracht wurden, erfolgt seitens der
Hochschule von Amts wegen. Die für die Anrechnung
erforderlichen Unterlagen sind von den Studierenden
vorzulegen.
(7)  Die Entscheidung über die Anrechnung von Stu-
dienleistungen und Studienzeiten trifft im Einzelfall
der Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5) im An-
schluss an die Zulassung zum Studium.

§ 19
Schutzbestimmungen bei Mutterschutz,

Elternzeit und besonderen Lebenslagen
(1)  Auf Antrag einer Studierenden an den Gemeinsa-
men Prüfungsausschuss (§ 5) sind die Mutterschutz-
fristen, wie sie im Gesetz zum Schutze der erwerbstä-
tigen Mutter (MuSchG) festgelegt sind, zu berück-
sichtigen. Dem Antrag sind die erforderlichen Nach-
weise beizufügen. Die Mutterschutzfristen unterbre-
chen jede Frist nach dieser Studien- und Prüfungsord-
nung.
(2)  Gleichfalls sind die Fristen für die Elternzeit nach
Maßgabe des Gesetzes zum Elterngeld und zur El-
ternzeit (BEEG) auf Antrag zu berücksichtigen. Die
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bzw. der Studierende muss bis spätestens vier Wochen
vor dem Zeitpunkt, von dem ab sie bzw. er die Eltern-
zeit antreten will, dem Gemeinsamen Prüfungsaus-
schuss unter Beifügung der erforderlichen Nachweise
schriftlich mitteilen, für welchen Zeitraum oder für
welche Zeiträume sie bzw. er die Elternzeit in An-
spruch nehmen will. Der Gemeinsame Prüfungsaus-
schuss hat zu prüfen, ob die gesetzlichen Vorausset-
zungen vorliegen, die bei einer Arbeitnehmerin bzw.
einem Arbeitnehmer einen Anspruch auf Elternzeit
nach dem BEEG auslösen würden, und teilt der bzw.
dem Studierenden das Ergebnis sowie gegebenenfalls
die neu festgesetzten Prüfungsfristen unverzüglich
mit. Die Bearbeitungsfrist der Masterthesis, einer
Hausarbeit bzw. sonstiger schriftlicher Arbeit kann
nicht durch die Elternzeit unterbrochen werden. Das
gestellte Thema gilt als nicht vergeben. Nach Ablauf
der Elternzeit wird der bzw. dem Studierenden ein
neues Thema zur Bearbeitung gestellt.
(3)  Studierende können auf schriftlichen Antrag bei
Nachweis einer besonders schwierigen Lebenslage,
insbesondere wenn sie mit einem Kind unter zehn Jah-
ren, für das ihnen die Personensorge zusteht, im selben
Haushalt leben und es überwiegend allein versorgen,
einzelne Prüfungsleistungen und Hochschulprüfun-
gen nach Ablauf der in der Studien- und Prüfungsord-
nung hierfür vorgesehenen Fristen ablegen. Ver-
gleichbares gilt für eine Erkrankung oder Verschlech-
terung des Gesundheitszustandes einer oder eines na-
hen Angehörigen. Entsprechendes gilt für die Fristen
zur Erbringung von Studienleistungen. Fristen für
Wiederholungsprüfungen können nur um bis zu zwei
Semester verlängert werden. Die Berechtigung er-
lischt mit dem Ablauf des Semesters, in dem die in
Satz 1 genannten Voraussetzungen entfallen; die Frist
für das Erlöschen des Prüfungsanspruchs gemäß § 21
Abs. 3 und 4 beginnt mit dem Erlöschen der Berech-
tigung. Im Übrigen erlischt die Berechtigung spätes-
tens mit Ablauf des Semesters, in dem das Kind sein
zehntes Lebensjahr vollendet hat. Studierende haben
die entsprechenden Nachweise zu führen und sind ver-
pflichtet, Änderungen in den Voraussetzungen unver-
züglich der Hochschule mitzuteilen.

V. Prüfungen

§ 20
Prüfungsaufbau

(1)  Die Masterprüfung besteht aus Modulprüfungen
und der Abschlussarbeit (Masterthesis) sowie dem
Kolloquium. Die Modulprüfungen setzen sich aus ei-
ner oder mehreren Prüfungsleistungen oder einem
lehrveranstaltungsübergreifenden Prüfungsgebiet zu-
sammen. Im Abschnitt B - Besonderer Teil werden die
Modulprüfungen der Masterprüfung sowie die einzel-
nen Prüfungsleistungen festgelegt. Modulprüfungen
werden in der Regel studienbegleitend in Verbindung
und in inhaltlichem Bezug zu Modulen (studi-
enbegleitende Prüfungsleistungen) abgenommen.
(2)  Im jeweiligen Abschnitt B - Besonderer Teil wer-
den die den einzelnen Modulen der Studiensemester

zugeordneten Studienleistungen festgelegt, die für die
Zulassung zur Masterprüfung zu erbringen sind. Dabei
kann vorgesehen werden, dass bestimmte Prüfungs-
leistungen spätestens bis zur Anmeldung zur letzten
Prüfungsleistung einer Modulprüfung oder spätestens
bis zur Aushändigung des Prüfungszeugnisses er-
bracht werden können.

§ 21
Verlust der Zulassung zum Studiengang und

des Prüfungsanspruchs, Fristen
(1)  Die Prüfungsleistungen zur Masterprüfung sollen
bis zum Abschluss der jeweiligen Regelstudienzeit
(§§ 34, 41, 47, 52, 58) abgelegt sein. Die Prüfungs-
leistungen können auch vor Ablauf der festgesetzten
Fristen abgelegt werden, sofern die erforderlichen
Prüfungsvorleistungen nachgewiesen sind.
(2)  Die Studierenden werden rechtzeitig sowohl über
Art und Zahl der zu erbringenden Prüfungsvorleistun-
gen und der zu absolvierenden Modulprüfungen als
auch über die Termine, zu denen sie zu erbringen sind,
und ebenso über den Zeitpunkt der Ausgabe des The-
mas und der Abgabe der Masterthesis informiert. Den
Studierenden werden für jede Modulprüfung auch die
jeweiligen Wiederholungstermine bekannt gegeben.
(3)  Der Prüfungsanspruch und die Zulassung für den
Studiengang erlöschen bzw. das Vertragsverhältnis
zur Hochschule endet, wenn die Prüfungsleistungen
für den Masterstudiengang nicht spätestens zwei Se-
mester nach dem in Absatz 1 festgelegten Zeitpunkt
erbracht sind, es sei denn, die Fristüberschreitung ist
nicht von der bzw. dem Studierenden zu vertreten. Das
Gleiche gilt, wenn die Fristüberschreitung für die
Masterprüfung insgesamt mehr als drei Semester be-
trägt (§ 34 Abs. 2 LHG).
(4)  Der Anspruch auf Zulassung zu Prüfungsleistun-
gen der Masterprüfung, soweit sie nicht studienbe-
gleitend sind, bleibt bis zu zwei Jahre nach dem Erlö-
schen der Zulassung für den Studiengang bestehen,
wenn die übrigen in der Studien- und Prüfungsord-
nung geforderten Prüfungsvorleistungen und studien-
begleitenden Prüfungsleistungen im Zeitpunkt des Er-
löschens der Zulassung erfüllt sind.

§ 22
Allgemeine Zulassungsvoraussetzungen

(1)  Die Masterprüfung kann nur ablegen, wer
1. aufgrund der Zugangsberechtigung für den jewei-

ligen Masterstudiengang an der Hochschule ein-
geschrieben ist,

2. die Prüfungsvorleistungen für die jeweiligen Mo-
dulprüfungen erfolgreich erbracht hat und

3. eine Erklärung darüber vorlegt, ob in demselben
oder in einem nach § 60 Abs. 2 Nr. 2 LHG be-
stimmten Studiengang an einer Fachhochschule
bzw. Hochschule in der Bundesrepublik Deutsch-
land im Geltungsbereich des Grundgesetzes bereits
eine Masterprüfung endgültig nicht bestanden
wurde.

8   Gesetzes- und Verordnungsblatt der Evangelischen Landeskirche in Baden -- Nr. 1a/2013



(2)  Die bzw. der Studierende muss mindestens für das
Semester vor der jeweiligen Modulprüfung an der
Hochschule eingeschrieben gewesen sein.
(3)  Die Zulassung zu einer Modulprüfung darf nur
abgelehnt werden, wenn
1. die in den Absätzen 1 und 2 genannten Vorausset-

zungen ganz oder teilweise nicht erfüllt sind,
2. die Unterlagen unvollständig sind,
3. in demselben oder in einem nach § 60 Abs. 2

Nr. 2 LHG bestimmten Studiengang eine nach der
Studien- und Prüfungsordnung erforderliche stu-
dienbegleitende Prüfungsleistung oder die Master-
prüfung endgültig nicht bestanden wurde oder sich
die Person in einem Prüfungsverfahren befindet
oder

4. der Prüfungsanspruch nach § 34 Abs. 2 LHG erlo-
schen ist.

§ 23
Fachliche Voraussetzungen

In Abschnitt B - Besonderer Teil werden nach Art und
Zahl die Prüfungsvorleistungen und Prüfungsleistun-
gen bestimmt, die als Voraussetzung für die Zulassung
zu den Modulprüfungen bzw. zur Masterprüfung zu
erbringen sind.

VI. Masterprüfung

§ 24
Zweck und Durchführung der Masterprüfung

(1)  Die Masterprüfung bildet den Abschluss des Mas-
terstudiengangs. Durch die Masterprüfung wird fest-
gestellt,
1. ob die Zusammenhänge des Faches überblickt wer-

den,
2. die Fähigkeit vorhanden ist, wissenschaftliche Me-

thoden und Erkenntnisse anzuwenden, und
3. die für die Gestaltung und wissenschaftliche Ent-

wicklung der Berufspraxis notwendigen gründli-
chen Fachkenntnisse erworben wurden.

(2)  Die Modulprüfungen der Masterprüfung werden
in der Regel studienbegleitend (§ 8 Abs. 1) im An-
schluss an die jeweiligen Lehrveranstaltungen des
Studiums durchgeführt.

§ 25
Fachliche Voraussetzungen

(1)  Die Modulprüfungen der Masterprüfung kann nur
ablegen, wer in einem der in § 1 genannten Master-
studiengänge zugelassen ist.
(2)  In Abschnitt B - Besonderer Teil werden nach Art
und Zahl die Prüfungsvorleistungen bestimmt, die als
Voraussetzung für die Zulassung zur Masterprüfung
zu erbringen sind.

§ 26
Art und Umfang der Masterprüfung

(1)  In Abschnitt B - Besonderer Teil wird für die
Masterprüfung festgelegt, welche Modulprüfungen
abzulegen sind.
(2)  Gegenstand der Modulprüfungen sind die Stoff-
gebiete der Prüfungsfächer nach Maßgabe der in Ab-
schnitt B - Besonderer Teil zugeordneten Lehrveran-
staltungen.
(3)  Die Masterprüfung schließt nach Maßgabe des
Abschnitts B – Besonderer Teil mit einer mündlichen
Prüfung (Abschlusskolloquium) ab.

§ 27
Ausgabe und Bearbeitungszeit der Masterthesis

(1)  Die Masterthesis ist eine Prüfungsarbeit. Sie soll
zeigen, dass die bzw. der Studierende innerhalb einer
vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Fach selbst-
ständig nach wissenschaftlichen Methoden bearbeiten
kann. Auf Antrag kann der Gemeinsame Prüfungs-
ausschuss (§ 5) in begründeten Fällen einer späteren
Ausgabe des Themas der Masterthesis zustimmen.
(2)  Die Masterthesis wird von einer Professorin bzw.
einem Professor oder, soweit Professorinnen bzw.
Professoren nicht als Prüfende zur Verfügung stehen,
von Lehrbeauftragten bzw. Lehrkräften für besondere
Aufgaben ausgegeben und betreut, soweit diese an der
Hochschule in einem für den jeweiligen Studiengang
relevanten Bereich tätig sind.
(3)  Die Masterthesis kann in begründeten Ausnahme-
fällen auch von in der beruflichen Praxis und Ausbil-
dung erfahrenen Personen, die selbst mindestens die
durch die Masterthesis im jeweiligen Studiengang
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation
besitzen, ausgegeben und betreut werden. Soll die
Masterthesis in einer Einrichtung außerhalb der Hoch-
schule durchgeführt werden, bedarf es hierzu der Zu-
stimmung der Leitung des Prüfungsamtes (§ 4 Abs. 3).
(4)  Die Ausgabe der Masterthesis erfolgt auf Antrag
der bzw. des Studierenden über das Prüfungsamt. The-
ma und Zeitpunkt sind aktenkundig zu machen. Auf
Antrag wird vom Gemeinsamen Prüfungsausschuss
die rechtzeitige Ausgabe der Masterthesis veranlasst.
(5)  Die Masterthesis kann auch in Form einer Grup-
penarbeit erbracht werden, wenn der als Prüfungsleis-
tung zu bewertende Beitrag der einzelnen Studieren-
den aufgrund der Angabe von Abschnitten, Seiten-
zahlen oder anderen objektiven Kriterien, die eine ein-
deutige Abgrenzung ermöglichen, deutlich unter-
scheidbar und bewertbar ist und die Anforderungen
nach Absatz 1 erfüllt.
(6)  Die Dauer der Bearbeitungszeit der Masterthesis
ist in Abschnitt B - Besonderer Teil geregelt. Thema,
Aufgabenstellung und Umfang der Masterthesis sind
von dem Betreuer bzw. der Betreuerin entsprechend
der in Abschnitt B - Besonderer Teil vorgesehenen
ECTS-Punkte so zu begrenzen, dass die Frist zur Be-
arbeitung der Masterthesis eingehalten werden kann.
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Soweit dies zur Gewährleistung gleicher Prüfungsbe-
dingungen oder aus Gründen, die von der zu prüfenden
Person nicht zu vertreten sind, erforderlich ist, kann
die Bearbeitungszeit um höchstens zwei Monate ver-
längert werden; die Entscheidung darüber trifft die
Leiterin bzw. der Leiter des Prüfungsamtes (§ 4
Abs. 3) auf der Grundlage einer Stellungnahme der
oder des Betreuenden.

§ 28
Abgabe und Bewertung der Masterthesis

(1)  Die Masterthesis ist fristgemäß beim Prüfungsamt
(§ 4) abzugeben. Der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig
zu machen. Bei der Abgabe ist von der Verfasserin
bzw. dem Verfasser der Masterthesis schriftlich zu
versichern, dass die Arbeit - bei einer Gruppenarbeit
(§ 27 Abs. 5) der entsprechend gekennzeichnete Anteil
der Arbeit - selbstständig verfasst und keine anderen
als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt
wurden.
(2)  Die Masterthesis ist von zwei Prüfenden zu be-
werten. Eine bzw. einer der Prüfenden soll die bzw.
der Betreuende der Masterthesis sein. Eine bzw. einer
der Prüfenden muss Professorin bzw. Professor oder
sonstige hauptamtliche Lehrkraft der Hochschule sein.
(3)  Das Bewertungsverfahren soll die Dauer von vier
Wochen nicht überschreiten.
(4)  Die Masterthesis kann bei einer Bewertung, die
schlechter als „ausreichend“ (4,0) ausfällt, einmal
wiederholt werden. Eine zweite Wiederholung ist aus-
geschlossen. Die Ausgabe eines neuen Themas ist in-
nerhalb einer Frist von zwei Monaten nach der Be-
kanntgabe des Nichtbestehens schriftlich bei der Lei-
terin bzw. dem Leiter des Prüfungsamtes zu beantra-
gen. Wird die Antragsfrist versäumt, erlischt der Prü-
fungsanspruch, es sei denn, das Versäumnis ist von der
zu prüfenden Person nicht zu vertreten.

§ 29
Zusatzmodule

Studierende können sich einer Modulprüfung (§ 20)
in weiteren als den vorgeschriebenen Modulen unter-
ziehen (Zusatzmodule). Das Ergebnis der Modulprü-
fung in diesen Modulen wird bei der Festsetzung der
Gesamtnote nicht mit einbezogen.

§ 30
Bildung der Gesamtnote, Prüfungszeugnis

(1)  Die Gesamtnote errechnet sich gemäß § 12 Abs.
2 bis 4 aus den Modulnoten, der Note der Masterthesis
und der Note des Abschlusskolloquiums. In Abschnitt
B - Besonderer Teil wird für einzelne Modulnoten und
die Note der Masterthesis und ggf. die Note des Ab-
schlusskolloquiums eine besondere Gewichtung vor-
gesehen.
(2)  Bei überragenden Leistungen (Gesamtnote min-
destens 1,3) wird das Gesamturteil „mit Auszeichnung
bestanden“ erteilt.

(3)  Über die bestandene Masterprüfung wird mög-
lichst innerhalb von vier Wochen ein Zeugnis ausge-
stellt. In das Zeugnis sind die Modulnoten, das Thema
der Masterthesis und deren Note, die Note des Ab-
schlusskolloquiums sowie die Gesamtnote aufzuneh-
men. Die Noten sind mit dem nach § 12 Abs. 4 ermit-
telten Dezimalwert als Zusatz in Klammern zu verse-
hen.
(4)  Das Zeugnis trägt das Datum des Tages, an dem
die letzte Prüfungsleistung erbracht worden ist.

§ 31
Mastergrad und Masterurkunde

(1)  Die Hochschule verleiht nach bestandener Mas-
terprüfung in den in § 1 genannten Masterstudiengän-
gen den Mastergrad „Master of Arts“.
(2)  In einem Diploma Supplement (Studienganger-
läuterung) werden jeweils die Studienrichtung sowie
- auf Antrag - die bis zum Abschluss der Masterprü-
fung benötigte Studiendauer aufgenommen. Es enthält
darüber hinaus detaillierte Information über das Stu-
dienprogramm (Zugangsvoraussetzungen, Studienan-
forderungen, Studienverlauf und optionale weitere In-
formation). Im letzten Abschnitt enthält das Diploma
Supplement einen Text, in dem das deutsche Studien-
system beschrieben wird. Es wird in der Standardform
in deutscher und englischer Sprache ausgestellt.
(3)  Gleichzeitig mit dem Zeugnis wird die Masterur-
kunde unter dem Datum des Zeugnisses ausgehändigt.
Darin wird die Verleihung des Mastergrades beurkun-
det. Die Rektorin bzw. der Rektor unterzeichnet die
Masterurkunde und drückt ihr das Siegel der Hoch-
schule bei.

§ 32
Ungültigkeit der Masterprüfung

(1)  Hat die zu prüfende Person bei einer Prüfungs-
leistung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so kann die
Note der Prüfungsleistung entsprechend § 14 Abs. 4
berichtigt werden. Gegebenenfalls können die Modul-
prüfung für „nicht ausreichend“ (5,0) und die Master-
prüfung für nicht bestanden erklärt werden. Entspre-
chendes gilt für die Masterthesis.
(2)  Waren die Voraussetzungen für die Abnahme ei-
ner Modulprüfung (§ 20) nicht erfüllt, ohne dass die
zu prüfende Person hierüber täuschen wollte, und wird
diese Tatsache erst nach Aushändigung des Zeugnis-
ses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen
der Modulprüfung geheilt. Wurde vorsätzlich zu Un-
recht erwirkt, dass die Modulprüfung abgelegt werden
konnte, so können die Modulprüfung für „nicht aus-
reichend“ (5,0) und die Masterprüfung für nicht be-
standen erklärt werden.
(3)  Vor einer Entscheidung ist der bzw. dem Studie-
renden Gelegenheit zur Äußerung zu geben.
(4)  Das unrichtige Zeugnis ist von der Hochschule
einzuziehen. Gegebenenfalls ist ein neues Zeugnis zu
erteilen. Mit dem unrichtigen Zeugnis ist auch die
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Masterurkunde einzuziehen, wenn die Masterprüfung
aufgrund einer Täuschung für nicht bestanden erklärt
wurde. Eine Entscheidung nach Absatz 1 und Ab-
satz 2 Satz 2 ist nach Ablauf einer Frist von fünf Jahren
ab dem Datum des Zeugnisses ausgeschlossen.

VII. Experimentierklausel

§ 33
Experimentierklausel

(1)  Im Einvernehmen mit dem Kuratorium der Hoch-
schule (§ 7 Abs. 3 EH-G) können einzelne, in Ab-
schnitt B - Besonderer Teil der Prüfungsordnung vor-
gesehene Lehrveranstaltungen und Prüfungsleistun-
gen probeweise durch andere ersetzt, in ihrer Lage
verlegt oder mit anderen Prüfungsleistungen abge-
prüft werden. Voraussetzung für die Erprobung in die-
sem Sinne ist ein entsprechender Beschluss der Fach-
bereichsräte, des Gemeinsamen Prüfungsausschusses
(§ 5) und des Senates der Hochschule.
(2)  Die Erprobung von Lehrveranstaltungen ist sys-
tematisch auszuwerten. Im Kuratorium ist über die
Erfahrungen durch die Rektorin bzw. den Rektor Be-
richt zu erstatten.

B. Besonderer Teil

I. Masterstudiengang Soziale Arbeit

§ 34
Regelstudienzeit

Die Regelstudienzeit beträgt im Vollzeitstudiengang
Soziale Arbeit (90 ECTS-Punkte) drei Semester (Zu-
lassung zum Sommersemester) bzw. vier Semester
(Zulassung zum Wintersemester), im Teilzeitstudien-
gang, sofern er angeboten wird (§ 2 Abs. 5), fünf Se-
mester. Sie umfasst die theoretischen Studiensemester
und die Prüfungen einschließlich der Abschlussarbeit
(Masterthesis, §§ 20 Abs. 1, 40 Abs. 2).

§ 35
Studienaufbau und Stundenumfang

(1)  Das Studium gliedert sich in drei bzw. vier Se-
mester (Teilzeit: fünf Semester). Das Studium schließt
mit der Masterprüfung ab.
(2)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstal-
tungen im Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt ein-
schließlich des Bachelorstudiengangs 300 ECTS-
Punkte (§ 13 Abs. 2), für den Masterstudiengang
90 ECTS-Punkte. Näheres regelt die Tabelle zu § 39.

§ 36
Studienziel

(1)  Ziel des Studienganges ist es, dass die Absolven-
tinnen bzw. Absolventen über ein umfassendes Wis-
sen und Verständnis der wissenschaftlichen Grundla-
gen verfügen, insbesondere der Theorien, Modelle
und Methoden Sozialer Arbeit.

(2)  Im Einzelnen sollen die Studierenden
1. sich eigenständig aktuelle wissenschaftliche Dis-

kussionen aneignen, die notwendigen Veränderun-
gen Sozialer Arbeit vor dem Hintergrund sich wan-
delnder Gesellschaften eigenständig analysieren
sowie entsprechende Fragestellungen für Hand-
lungsbedarfe und Innovationen entwickeln kön-
nen,

2. über das Wissen und die Fertigkeit verfügen, kom-
plexe Lösungsstrategien für neue und untypische
Anforderungssituationen auf der Basis wissen-
schaftlicher Methoden und Kenntnis auch des in-
terprofessionellen Forschungsstandes zu entwi-
ckeln,

3. über die Fähigkeit verfügen, eigenständig For-
schungsfragestellungen zu entwickeln, in ange-
messene Forschungsdesigns umzusetzen, For-
schungen durchzuführen und sich so an der Wei-
terentwicklung von Theorie und Praxis Sozialer
Arbeit zu beteiligen,

4. über die Fähigkeit verfügen, eine innovative, auf
analysierte Bedarfe bezogene Gestaltung Sozialer
Arbeit in dem Zyklus von Bedarfserhebung, Im-
plementation und Evaluation auf der Basis wissen-
schaftlicher Vorgehensweisen und Forschungsme-
thoden eigenständig umsetzen zu können und Qua-
litätsmanagementsysteme einrichten zu können,

5. über die Fähigkeit verfügen, Innovationen in der
Praxis zu etablieren, Institutionen als lernende Or-
ganisationen zu gestalten, sowie mit den Mitteln
der Öffentlichkeitsarbeit und Interessenvertretung
Wege für den Wandel bahnen zu können,

6. über Fähigkeiten zur Führung von Teams in For-
schung und Praxis und zur ethischen Reflexion des
Handelns in beiden Bereichen verfügen.

§ 37
Bestandteile des Studienganges

(1)  Das Studium Soziale Arbeit (90 ECTS-Punkte) ist
in drei Studienbereiche gegliedert, denen Module zu-
geordnet sind. Die drei gemeinsamen Studienbereiche
sind:
1. Anwendungsbezogene Forschung

Modul 1.1: Gestaltung anwendungsbezogener
Forschungsprozesse (1. Sem.)

Modul 1.2: Forschungspraxis: Evaluation, Sozi-
alplanung und Forschungsethik
(2. Sem.)

Modul 1.3: Masterthesis (3. Sem.)
2. Theoretische Verortungen Sozialer Arbeit und

Theorieentwicklung Sozialarbeitswissenschaft
Modul 2.1: Theorieentwicklung in der Sozialar-

beitswissenschaft und Gesellschafts-
diagnose (1. Sem.)

Modul 2.2: Interkulturelle und transnationale
Entwicklungen in Sozialer Arbeit und
Recht (2. Sem.)
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3. Lernprozesse gestalten, Innovationen umset-
zen, Interessen vertreten
Modul 3.1: Lehren und Lernen in Organisationen

– Gestaltung von Lernprozessen
(1. Sem.)

Modul 3.2: Kulturelle und politische Vermittlung
von Innovation (Wahlpflicht;
2. Sem.)
Modul 3.2a: Kultur, Medien, Kom-

munikation
Modul 3.2b: Politische Interessen-

vertretung
Modul 3.3: Management und Soziale Innovation

(3. Sem.).
(2)  Den Modulen sind Lehrveranstaltungen zugeord-
net. Sie können sich aus Pflicht- und Wahlpflichtver-
anstaltungen zusammensetzen. Lehrveranstaltungs-
stunden können auch ganz oder teilweise zu größeren
Einheiten (Blockveranstaltungen) zusammengefasst
werden, insbesondere wenn dies der Einübung berufs-
praktischer Qualifikationen dient. Der Arbeitsauf-
wand für die einzelnen Module („Workload“) setzt
sich aus Präsenzzeiten, Zeiten des Selbststudiums und
Zeiten der Prüfungsvorbereitung zusammen.
(3)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Module, die zugehörigen Lehrveran-
staltungen und die Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus der Tabelle zu § 39. Dabei werden
für Lehrveranstaltungen (abgekürzt: LV) folgende
Abkürzungen verwendet:

Pro = praxisbezogenes Projekt
pS = Praktisches Studiensemester
S = Seminar
Sch = Schulpraktikum
T = Tutorat/Coaching
Ü = Übung
ZI = Zentraler Input: Vorlesung oder Lektüre.

(4)  Die Art, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt. Folgende Abkürzungen
werden im Folgenden verwendet:

H = Hausarbeit
K = Klausur
L = Lehrprobe
M = Mündliche Prüfung
R = Referat
bV = besonderes Verfahren: schriftlicher Bericht

über eine Projektarbeit bzw. andere anwen-
dungsbezogene Lernform.

Für Prüfungsvorleistungen (PVL) werden folgende
Abkürzungen verwendet:

B = Bericht
H = Hausarbeit
K = Klausur
M = Mündliche Prüfung
P = Protokoll bzw. Praktische Übung
R = Referat.

Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfungsleistungen
sind mit dem Vermerk LüP gekennzeichnet.

§ 38
Wahlmöglichkeiten der Prüfungsleistungen

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen bzw. Prü-
fungsvorleistungen sind in der Tabelle zu § 39 durch
einen Schrägstrich gekennzeichnet.

§ 39
Studienaufbau und Prüfungen

Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiengan-
ges erforderlichen Module und Lehrveranstaltungen
im Pflicht- und Wahlpflichtbereich sowie die zugehö-
rigen Studien- und Prüfungsleistungen ergeben sich
aus folgender Tabelle:
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Masterstudiengang Soziale Arbeit (90 ECTS) Studienbereiche, Module und Lehrveranstaltungen,
insgesamt 90 CP: Studienbereiche 1 bis 3

Studienbereich 1: Anwendungsbezogene  Forschungsprozesse

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes-
ter

Prä-
senz-
zeit

Selbst-
stu dium

Gesamt 
Work-
load

SWS CP Art der 
Prüfungs-
leistung
PL/PVL

1.1 Gestaltung 
anwendungs-
bezogener For-
schungsprozesse

12 1.1.1  Entwicklung von Fragestellungen und 
Forschungsmethoden

S 1 60 140 200 h 4 10 H (LüP)

1.1.2 Wissenschaftstheorie und Erkenntniswege S 30 70 100 h 2

1.1.3 Forschungshospitation H 45 105 150 h 3 5 PVL: 
Bericht

1.2 Forschungs-
praxis incl. 
Evaluation, For-
schungsethik 

15 1.2.1 Evaluation S+Ü 2 70 140 h 210 h 4,7 15 H (LüP)
1.2.2  Sozialplanung, Sozialinformatik und 

Dokumentation
S 55 65 h 120 h 3,7

1.2.3 Forschungs- und Führungsethik S 25 95 h 120 h 1,7
1.3 Masterthesis 20 1.3.1 Masterthesis 3   6 594 h 600 h 0,4 20 Thesis, 

(4 Monate)
M (20 Min.)

Studienbereich 2: Theoretische Verortungen und Theorieentwicklung Sozialer Arbeit

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes­
ter

Prä­
senz­
zeit

Selbst­
studium

Gesamt 
Work­
load

SWS CP Art der 
Prüfungs­
leistung
PL/PVL

2.1 Theorieent­
wicklung in der 
Sozialarbeits­
wissenschaft und 
Gesellschaftsdia­
gnose

12 2.1.1 Diagnose der Gesellschaft im Wandel ZI+S 1 40 100 h 140 h 5 10 H (LüP)
2.1.2 �Aktuelle Diskussionen in der Sozialar­

beitswissenschaft
ZI+S 35 95 h 130 h

2.1.3 �Aktuelle Diskussionen und Ergebnistrans­
fer: Scientific Community

H 15 15 h 30 h 1

2.2 Interkulturelle 
und transnationale 
Entwicklungen in 
Sozialer Arbeit und 
im Recht

6 2.2.1 �Diversity: Gestalten und Gestaltung von 
Vielheit

S 2 30 45 h 75 h 2 5 bV (LüP)

2.2.2 �Aktuelle Entwicklungen von Recht als 
Instrument der Steuerung in Deutschland 
und Europa

S 30 45 h 75 h 2

Studienbereich 3: Gestaltung von Lernprozessen und Durchsetzung von Innovationen 

Modul CP Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes­
ter

Prä­
senz­
zeit

Selbst­
studium

Gesamt 
Work­
load

SWS CP Art der 
Prüfungs­
leistung
PL/PVL

3.1 Lernprozesse 
gestalten

6 3.1.1 Präsentieren und Moderieren Ü 1 15 15 h 30 h 1 5 bV (LüP)
3.1.2 Teaching Assistance TA 15 30 h 45 h 1
3.1.3 �Gestaltung von Lernprozessen in Orga­

nisationen 
S 25 50 h 75 h 1,7

3.2a Kultur, Medi­
en, Kommunikation 
(WPM)
Wahlalternative: 
3.2a

9 3.2a.1 Öffentlichkeitsarbeit S 2 30 30 h 75 h 2 10 KTA
(LüP)3.2a.2 Kulturarbeit S 30 30 h 75 h 2

3.2a.3 Projekt Pro 15 135 h 150 h 1

ODER 3.2b Politi­
sche Interessen­
vertretung (WPM)
Wahlalternative: 
3.2b

3.2b.1 �Kommunalpolitische Interessenvertre­
tung

S 30 30 h 75 h 2

3.2b.2 �Politische Organisationen und Entschei­
dungen– national/international

S 30 30 h 75 h 2

3.2b.3 Projekt Pro 15 135 h 150 h 1
3.3 Management 
und Soziale Inno­
vation

10 3.3.1 �Ökonomische Aspekte: Finanzierung und 
Marketing

S 3 30 60 h 90 h 2 10 bV (LüP)

3.3.2 Planung und Bedarfsermittlung S 15 60 h 75 h 1
3.3.3 �Soziale Dienstleistung als Soziale Inno­

vation
S 30 105 h 135 h 2
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§ 40
Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote
(1)  Sofern in einem Modul mehrere benotete Leis-
tungsnachweise zu erbringen sind und sofern keine
abweichende Regelung vorgesehen ist, wird die Note
für das Modul als arithmetisches Mittel der Einzelno-
ten errechnet.
(2)  Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich
wie folgt:

Studienbereiche/Modul-
prüfung

Kennzif-
fer der zu-
gehörigen
Module

Gewich-
tung für
die Ge-
samtnote

Studienbereich 1: Anwen-
dungsbezogene For-
schungsprozesse

1-1.1
2-1.2

1/10
1,5/10

Studienbereich 2: Theoreti-
sche Verortungen und The-
orieentwicklung Sozialer
Arbeit

1-2.1
2-2.2

1/10
1/10

Studienbereich 3: Gestal-
tung von Lernprozessen
und Durchsetzung von In-
novationen

1-3.1
2-3.2
3-3.3

0,5/10
1/10
1/10

Abschlussarbeit (Master-
thesis)

3-1.3 2,5/10

Kolloquium zur Masterthe-
sis

3-1.3 0,5/10

II. Masterstudiengang Bildung und Erziehung
im Kindesalter

§ 41
Regelstudienzeit, Studienaufbau und

Stundenumfang
(1)  Die Regelstudienzeit beträgt drei Semester. Sie
umfasst die theoretischen Studiensemester, integrierte
Praxisforschungs-Projekt-Einheiten und die Prüfun-
gen einschließlich der Abschlussarbeit (Masterthesis).
(2)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Leistungen be-
trägt einschließlich des vorausgehenden Bachelorstu-
diengangs 300 Credit-Points (§§ 13, 49). Näheres re-
geln die Tabellen zu § 45.

§ 42
Studienziel

(1)  Grundlegendes Ziel des Masterstudienganges ist
eine wissenschaftliche Qualifizierung, mit der eine
Weiterentwicklung des Handlungsfeldes Pädagogik
der frühen Kindheit/Bildung und Erziehung im Kin-
desalter gesichert werden kann.

(2)  Im Masterstudiengang sollen folgende Kernkom-
petenzen erworben werden:
1. Vertieftes Fachwissen im Bereich der Frühen Bil-

dung. Dieses umfasst die Kompetenz, fachliche
Entwicklungen und Befunde auf dem Gebiet der
Frühen Bildung fundiert vor dem Hintergrund ver-
schiedener ethischer, historischer, gesellschaftli-
cher und wissenschaftstheoretischer Perspektiven
zu betrachten und zu bewerten;

2. Kompetenzen in der Beurteilung und Anwendung
von quantitativen und qualitativen Forschungsme-
thoden. Dazu gehört die Fähigkeit, eigenständig
wissenschaftliche Fragestellungen aus dem Be-
reich der Frühen Bildung zu bearbeiten (Recher-
che, Hypothesenformulierung, Methodenauswahl,
-anwendung und -auswertung; Ergebnisdarstel-
lung, -bewertung und -präsentation);

3. Kompetenzen in der Evaluation und Optimierung
von Programmen und Maßnahmen im Bereich der
Frühen Bildung. Diese umfassen die Fähigkeit, ne-
ben individuellen und institutionellen auch über-
institutionelle und strukturelle Fragestellungen der
Frühen Bildung mit wissenschaftlich begründeten
Methoden zu bearbeiten (z. B. Organisationsent-
wicklung, Bedarfs- und Jugendhilfeplanung);

4. Kompetenzen in der Vermittlung von theoreti-
schem und empirischem Wissen sowie von For-
schungs- und Evaluationsmethoden.

§ 43
Bestandteile des Studienganges

(1)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Masterstudiengangs erforderlichen Lehr-
veranstaltungen beträgt 90 Credit-Points, die in 28 Se-
mesterwochenstunden (SWS) erworben werden.
(2)  Der Masterstudiengang besteht aus vier Berei-
chen: Einem Pflicht-/Kernbereich (A), einem Projekt-
bereich (B), einem Wahlpflichtbereich (C) sowie dem
Bereich Masterthesis/Forschungswerkstatt (D). Der
Pflichtbereich (A) beinhaltet für alle Studierende ver-
bindliche Module, die eine inhaltliche Vertiefung
zentraler Dimensionen im Bereich „Bildung und Er-
ziehung im Kindesalter“ sowie Forschungsmethoden
umfassen. In dem Projektbereich (B) geht es um die
Durchführung eines Praxis-Forschungsprojekts, das
inhaltlich einem der Pflichtmodule aus (A) zuzuord-
nen ist und ein Kombinationsdesign verschiedener
Forschungsmethoden (mit Schwerpunktsetzung) um-
fassen muss. Als Wahlpflichtmodule können Module
aus den Masterstudiengängen der Hochschule oder
kooperierender Hochschulen gewählt werden.
(3)  Darüber hinaus können auch weitere Wahlpflicht-
module angeboten werden.
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1. Pflicht-/Kernbereich (A) (insgesamt 35 Credit-
Points):
Module im Pflicht-/Kernbereich:
- MA 1/1 Kindheit und Lebenswelt (5 Credit-

Points),
- MA 1/2 Bildung und Beratung (5 Credit-Points),
- MA 1/3 Institution und Gesellschaft (5 Credit-

Points),
- MA 2/6 Professions- und Kompetenzentwicklung

(5 Credit-Points),
- MA 1/4 Forschungsmethoden I (10 Credit-Points)

und
- MA 2/7 Forschungsmethoden II (5 Credit-Points).
2. Projektbereich (B) (insgesamt 15 Credit-
Points):
In dem Projektbereich (B) werden Praxisforschungs-
projekte akquiriert, geplant und durchgeführt und die
Projektergebnisse im Rahmen einer Fachtagung der
Fachöffentlichkeit vorgestellt.
Module im Projektbereich (B) sind:
- MA 1/5: Lehrforschungsprojekt I (5 Credit-Points)

(Akquise und Vorbereitung des Projekts)
- MA 2/8: Lehrforschungsprojekt II (10 Credit-

Points) (Durchführung und Präsentation des Pro-
jekts).

Inhaltlich sind die Projekte einem der Pflichtbereiche
zuzuordnen und werden von den entsprechenden Leh-
renden inhaltlich begleitet (Projektgruppen, Studien-
tage). Alternativ können die Projekte auch an den
Wahlpflichtbereich (C) angebunden werden, in die-
sem Fall erfolgt die Betreuung durch die jeweiligen
Modulverantwortlichen (MV).
3. Wahlpflichtbereich (C) (insgesamt 15 Credit-
Points):
Die Module im Wahlpflichtbereich sind aus den Mas-
terstudiengängen der Hochschule in Absprache mit
den jeweiligen Modulverantwortlichen frei wählbar.
Damit soll eine individuelle Schwerpunktsetzung im
Masterstudiengang ermöglicht werden.
Module im Wahlbereich (C) sind im Umfang von 10
bzw. 5 Credit-Points:
- MA 2/9: Wahlpflichtmodul I (10 CP)
- MA 3/10: Wahlpflichtmodul II (5 CP).
Im Rahmen des Masterstudiengangs können auch wei-
tere, spezifisch konzipierte Wahlpflichtmodule von
der Hochschule angeboten werden.
Grundsätzlich sollen auch Module aus Masterstudien-
gängen kooperierender Hochschulen von den Studie-
renden wählbar sein, sofern dies studienorganisato-
risch möglich ist (z.B. Blockseminare).

4. Masterthesis/Forschungswerkstatt (D): (insge-
samt 25 Credit-Points):
Die Masterthesis und die mündliche Abschlussprü-
fung bilden den Abschluss des Masterstudiengangs. In
der Forschungswerkstatt findet eine systematische Be-
gleitung der Studierenden während der Bearbeitung
der Masterthesis statt, wobei sich die Studierenden
aktiv mit fachlichen und methodischen Inputs sowie
empirischen Zwischenergebnissen einbringen.
- MA 3/12: Masterthesis (20 Credit-Points)
- MA 3/11: Forschungswerkstatt Bildung und Er-

ziehung im Kindesalter (5 Credit-Points).
Durch die Masterthesis und die mündliche Abschluss-
prüfung wird die Fähigkeit der Studierenden, wissen-
schaftliche Methoden und Erkenntnisse anzuwenden
und die erworbenen fachbezogenen und übergreifen-
den Kompetenzen einzusetzen, um das Forschungs-
und Handlungsfeld Bildung und Erziehung im Kin-
desalter weiter zu entwickeln, dokumentiert.
(4)  Den Modulen sind Lehrveranstaltungen zugeord-
net; sie können sich aus Pflicht- und Wahlpflichtver-
anstaltungen zusammensetzen. Lehrveranstaltungs-
stunden können auch ganz oder teilweise zu größeren
Einheiten (Blockveranstaltungen) zusammengefasst
werden, insbesondere wenn dies der Einübung berufs-
praktischer Qualifikationen dient. Der Arbeitsauf-
wand für die einzelnen Module („Workload“) setzt
sich aus Präsenzzeiten (hieraus errechnen sich die Se-
mesterwochenstunden, SWS), Zeiten des Selbststudi-
ums und der Prüfungsvorbereitung zusammen.
(5)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Module und die zugehörigen Lehrver-
anstaltungen und die Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus den Übersichtstabellen zu § 45.
(6)  Die Art, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt. Folgende Abkürzungen
werden verwendet:

HA = Hausarbeit
P = Präsentation mit schriftlicher Ausarbeitung
K = Klausur
MP = mündliche Prüfung
B = Bericht
bV = besondere veranstaltungsbezogene Prü-

fungsleistung (richtet sich nach den Vorga-
ben im jeweiligen Modul/besonderes Ver-
fahren).

(7)  Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfungsleis-
tungen sind mit dem Vermerk LüP gekennzeichnet.
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§ 44
Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen bzw. Prü-
fungsvorleistungen sind in Tabelle 1 zu § 45 durch
einen Schrägstrich gekennzeichnet.

§ 45
Studienaufbau und Prüfungen

Die für den erfolgreichen Abschluss des Masterstudi-
engangs erforderlichen Module und Lehrveranstaltun-
gen sowie die zugehörigen Studien- und Prüfungsleis-
tungen ergeben sich aus folgenden Tabellen 1 und 2:

Tabelle 1: Übersicht über die Module und Prüfungsleistungen
Modul Nr. Name Semester Credit-

Points
Workload SWS Prüfungsform

Präsenz Selbststudi-
um

1/1 Kindheit und Lebens-
welt

1 5 30 120 2 HA/P

1/2 Bildung und Beratung 1 5 30 120 2 HA/P
1/3 Institution und Gesell-

schaft
1 5 30 120 2 bV/ProjPräs

1/4 Forschungsmethoden I 1 10 60 240 4 bV
2/7 Forschungsmethoden

II
2 5 30 120 2 K/MP*

1/5 Lehrforschungspro-
jekt I

1 5 30 120 2 HA/P

2/8 Lehrforschungspro-
jekt II

2 10 30 270 2 B+P

2/6 Professions- und
Kompetenzentwick-
lung

2 5 30 120 2 HA/P

2/9 Wahlpflichtmodul I 2 10 90 210 6 bV
3/10 Wahlpflichtmodul II 3 5 45 105 3 bV
3/11 Forschungswerkstatt

Bildung und Erzie-
hung im Kindesalter

3 5 30 120 1 P

3/12 Masterthesis und
mündliche Abschluss-
prüfung

3 20 15 585 Thesis (4 Mo-
nate) M (20
Min.)

*Gem. Beschluss des Gemeinsamen Prüfungsausschusses (GPA) vom 24.10.2011 wird die K/MP im Rahmen
der Experimentierklausel in ein Portfolio umgewandelt.

Die Qualifikationsziele, Studieninhalte und Lehrver-
anstaltungen sind in einem Modulhandbuch für den
Studiengang ausführlich beschrieben.

Tabelle 2: Modularer Aufbau des Studiums

Sem. Module
1. MA 1/1: Kindheit und Lebenswelt

MA 1/2: Bildung und Beratung
MA 1/3: Institution und Gesellschaft
MA 1/4: Forschungsmethoden I
MA 1/5: Lehrforschungsprojekt I

2. MA 2/6: Professions- und Kompetenzent-
wicklung
MA 2/7: Forschungsmethoden II
MA 2/8: Lehrforschungsprojekt II

MA 2/9: Wahlpflichtmodul I
3. MA 3/10: Wahlpflichtmodul II

MA 3/11: Forschungswerkstatt Bildung und
Erziehung im Kindesalter
MA 3/12: Masterthesis und mündliche Ab-
schlussprüfung

§ 46
Berechnung der Modulnoten und der Gesamtnote
Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich wie
folgt:
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Sem. Module Gewich-
tung für
die Ge-
samtnote
in %

1. MA 1/1: Kindheit und Lebens-
welt

5

MA 1/2: Bildung und Beratung 5
MA 1/3: Institution und Gesell-
schaft

5

MA 1/4: Forschungsmethoden I 10
MA 1/5: Lehrforschungsprojekt I 10

2. MA 2/6: Professions- und Kom-
petenzentwicklung

5

MA 2/7: Forschungsmethoden II 5
MA 2/8: Lehrforschungsprojekt
II

10

MA 2/9: Wahlpflichtmodul I 10
3. MA 3/10: Wahlpflichtmodul II 5

MA 3/11: Forschungswerkstatt
Bildung und Erziehung im Kin-
desalter

5

MA 3/12: Masterthesis (20%)
und mündliche Abschlussprü-
fung (5%)

25

III. Masterstudiengang Sozialmanagement

§ 47
Regelstudienzeit, Studienaufbau und

Stundenumfang
(1)  Die Regelstudienzeit beträgt fünf Semester. Sie
umfasst die theoretischen Studiensemester und die
Prüfungen einschließlich der Abschlussarbeit (Mas-
terthesis).
(2)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Leistungen be-
trägt 2.700 Stunden, hierfür werden 90 Credit-Points
vergeben.

§ 48
Studienziel

Ziel des Masterstudienganges ist es, die Studierenden
auf wissenschaftlicher Grundlage für die Führung und
Leitung von Organisationen und Menschen zu befä-
higen.

§ 49
Bestandteile des Studiengangs

(1)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Leistungen im
Pflicht- und Wahlpflichtbereich beträgt im Masterstu-
diengang 90 Credit-Points.

(2)  Den Modulen sind Lehrveranstaltungen zugeord-
net; sie können sich aus Pflicht- und Wahlpflichtver-
anstaltungen zusammensetzen. Lehrveranstaltungs-
stunden können auch ganz oder teilweise zu größeren
Einheiten (Blockveranstaltungen) zusammengefasst
werden, insbesondere wenn dies der Einübung berufs-
praktischer Qualifikationen dient. Der Arbeitsauf-
wand für die einzelnen Module („Workload“) setzt
sich aus Präsenzzeiten, Zeiten des Selbststudiums, der
Prüfungsvorbereitung und der Lernergebnisse zusam-
men.
(3)  Die Module werden nach dem European Transfer
Credit System (ECTS) bewertet; jedem Modul sind
eine bestimmte Anzahl von Credit-Points (CP) zuge-
ordnet.
(4)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Module und die zugehörigen Lehrver-
anstaltungen und die Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus der Übersichtstabelle zu § 51. Dabei
werden für Lehrveranstaltungen (LV) folgende Ab-
kürzungen verwendet:

S = Seminar
Ü = Übung
ZI = Zentraler Input: Vorlesung oder Lektüre.

(5)  Die Art, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt. Folgende Abkürzungen
werden verwendet:

H = Hausarbeit
K = Klausur
M = Mündliche Prüfung
R = Referat
bV = besonderes Verfahren: schriftlicher Bericht

über eine Projektarbeit bzw. andere die Kom-
petenzbereiche integrierende und die Lern-
reflexion erfassende, wie beispielsweise das
Portfolio.

(6)  Für Prüfungsvorleistungen (PVL) werden folgen-
de Abkürzungen verwendet:

B = Bericht
P = Protokoll, Praxisbezogene Arbeit.

(7)  Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfungsleis-
tungen sind mit dem Vermerk LüP gekennzeichnet.

§ 50
Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen bzw. Prü-
fungsvorleistungen sind in der Tabelle zu § 51 durch
einen Schrägstrich gekennzeichnet.
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§ 51
Studienaufbau und Prüfungen

Die für den erfolgreichen Abschluss des Masterstudi-
enganges Sozialmanagement erforderlichen Module

und Lehrveranstaltungen im Pflicht- und Wahlpflicht-
bereich sowie die zugehörigen Studien- und Prüfungs-
leistungen ergeben sich aus folgender Tabelle:

Module Kontakt-
studium

Selbst-
studium

Work-
load

Prü­
fungs-
leistung

Credit-
Punkte

Gewich­
tung

Modul 1: Praxisforschung u. wissenschaftliche Problembewältigung
•  Wissenschaftliches Arbeiten
•  Komplexes Denken und wissenschaftliche Problembewältigung 
•  Theorien und Methoden der Empirischen Sozialforschung 
•  Forschung im Managementbereich

75 225 300 PL: H 10 11,1 %

Modul 2: Planung, Qualitäts- u. Projektmanagement
•  Strategische Planung 
•  Qualitätsmanagement
•  Theorie und Praxis des Projektmanagements

75 225 300 PL: H 10 11,1 %

Modul 3: Finanzmanagement in der Sozialwirtschaft
•  Wirtschaftlichkeitsrechnung, Kameralistik, 
•  Kostenmanagement
•  Finanzbuchhaltung, Jahresabschluss u. Bilanzen
•  Controlling, Risk- und Krisenmanagement

75 225 300 PL: H 10 11,1 %

Modul 4: Organisationsentwicklung in der Sozialwirtschaft
•  Management- und Organisationstheorien
•  Analyse der eigenen Organisation, Changemanagement
•  Organisationsberatung u. ‑entwicklung 

75 225 300 PL: H 10 11,1 %

Modul 5: Personalmanagement und Führung
•  Ethik- u. Werteorientierung,  Führen und Leiten unter christlichen Prämissen
•  Personalmanagement, 
•  Freiwilligenmanagement 

75 225 300 PL: K 
(120 
Min.)

10 11,1 %

Modul 6: Marketing in der Sozialwirtschaft
•  Marketinggrundlagen und –instrumente, Leitbild, Corporate Identity (CI) 
•  Öffentlichkeitsarbeit, Public Relations
•  Finanzierung (u.a. Fundraising, Sponsoring etc.) 
•  Kontraktmanagement, Neue Steuerung

75 225 300 PL: R 10 11,1 %

Modul 7: Recht im Sozialmanagement
•  Rechtliche Grundlagen (Verfassungsrecht, Europarecht) und Rechtsanwendung
•  Wirtschafts- u.  Sozialvertragsrecht
•  Arbeitsrecht

75 225 300 PL: K  
(120 
Min)

10 11,1 %

Modul 8: Masterprüfung
•  Masterthesis

30 570 600 PL: H 
(4 Mo­
nate)

20
18

22,3 %
20 %

•  Masterkolloquium PL: M 
(30 Min.)

2 2,3 %

Insgesamt: 555 2145 2.700 90 100 %

IV. Masterstudiengang Supervision

§ 52
Regelstudienzeit, Studienaufbau und

Stundenumfang
(1)  Die Regelstudienzeit beträgt fünf Semester. Sie
umfasst die theoretischen Studiensemester, die integ-
rierten Praxis-Projekt-Einheiten sowie die Prüfungen
einschließlich der Masterthesis und der mündlichen
Masterprüfung.
(2)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstal-
tungen beträgt 65 SWS. Für den Studiengang werden
insgesamt 90 ECTS vergeben.
(3)  Durch Beschluss des Fachbereichs, dem der Mas-
terstudiengang zugeordnet ist, kann die in der Anlage
zu § 55 festgelegte Reihenfolge und die Art der Lehr-
veranstaltung aus zwingenden Gründen im Einzelfall
für ein Studiensemester abgeändert werden.

§ 53
Studienziel

Ziel des Masterstudienganges Supervision ist es, die
Studierenden durch praxisorientierte Lehre auf wis-
senschaftlicher Grundlage für die Übernahme einer
Tätigkeit zur supervisorischen Beratung von Personen
und Organisationen zu befähigen.

§ 54
Bestandteile des Studienganges

(1)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Lehrveranstaltungen im Pflichtbereich
und die zugehörigen Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus der Übersichtstabelle zu § 55. Dabei
werden für Lehrveranstaltungen (abgekürzt: LV) fol-
gende Abkürzungen verwendet:

V = Vorlesung
Ü = Übung
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S = Seminar.

(2)  Die Art, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt. Folgende Abkürzungen
werden verwendet:

A = Auswertungsbericht
H = Hausarbeit
K = Klausur
M = Mündliche Prüfung
R = Referat.

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen bzw. bei
Prüfungsvorleistungen sind in der Tabelle
durch ,,WP" gekennzeichnet. Lehrveranstaltungs-
übergreifende Prüfungsleistungen sind mit dem Ver-
merk LüP gekennzeichnet.

Die Ziffern in Klammern hinter den Prüfungsvorleis-
tungen geben die Prüfungsleistung an, denen die Prü-
fungsvorleistung zugeordnet ist in dem Sinn, dass die
Prüfungsleistung die Prüfungsvorleistung voraussetzt.
(3)  Lehrveranstaltungsstunden können auch ganz
oder teilweise zu größeren Einheiten (Blockveranstal-
tungen) zusammengefasst werden, insbesondere wenn
dies der Einübung berufspraktischer Qualifikationen
dient. Die Entscheidung darüber trifft die zuständige
Fachbereichskonferenz.

§ 55
Studienaufbau und Prüfungen

Die für den erfolgreichen Abschluss des Masterstudi-
enganges Supervision erforderlichen Lehrveranstal-
tungen sowie die zugehörigen Studien- und Prüfungs-
leistungen ergeben sich aus folgender Tabelle:
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Anlage zu B. Besonderer Teil der Studien- und Prüfungsordnung: Masterstudiengang Supervision

mit den Schwerpunkten A: „Systemtheorie und Konstruktivismus“ und  B: „Pastoralpsychologie“

Studien- und Prüfungsfach Semes­
ter

SWS LV Prüfungsleistun­
gen
PVL	 PL

Credit-
Points

Noten- 
gewich- 
tung

1.1 Lern-, Wahrnehmungs- und Rollenkonzepte der Person I - Einführungsver­
anstaltung
•  Überblick über den MA-Studiengang, Kontext und Auftragsklärung / 2 Schwer­

punkte A+B
•  Aufbau des Lernsystems
•  Persönliche Standortbestimmung
•  Organisation der Praxisprojekte und des selbstorganisierten Lernens
•  Professionsentwicklung und Berufsbild von SV / Spezifisches aus PPS
•  Akquisition – Kontakt – Kontrakt

1 2 ZI + S Siehe 
1.2

2 -

1.2 Lern-, Wahrnehmungs- und Rollenkonzepte der Person II
•  Lernkonzepte – Lernen im Erwachsenenalter – Lernen im MA-Studiengang
•  Soziologische Rollentheorien – Rollenbiografie und soziale Bezugssysteme
•  Wahrnehmungs- und Kommunikationstheorien – Rekonstruktion der eigenen 

Wahrnehmungsmuster im Spannungsfeld: Person – Rolle – Gruppe/Organisation
•  Systemisch-konstruktivistische Menschenbilder / Christliche Anthropologie

1 2,5 ZI + S R 3 5

2.1 Grundlagen der Supervision - Formen und Methoden I 
•  Einzelsupervision, Coaching
•  Unterscheidung zu anderen Beratungsformaten
•  Akquisition – Kontakt – Kontext- und Auftragsklärung
•  Entwickeln und Aushandeln von Kontrakt- und Settingbedingungen im Prozess
•  Systemische Hypothesenbildung und Informationsgenerierung

1 2,5 ZI + S Siehe 
2.3

3 -

2.2 Grundlagen der Supervision - Formen und Methoden II
•  Team- und Gruppensupervision (inklusive Organisationsbezug)
•  Phasen und Dynamiken im Supervisionsprozess

1 2,5 ZI + S Siehe 
2.3

4

2.3 Grundlagen der Supervision – Formen und Methoden III
•  Sozial- und Geistesgeschichte von Arbeit und Beruf in der Gesellschaft
•  Wirtschaftssoziologische Veränderungen der Arbeitswelt
•  Wirtschaftssystem und Religionssystem als Subsysteme der Gesellschaft
•  Arbeitsrecht in D und EU
•  Feldkenntnis in diversen Arbeitswelten (nach Zweigen getrennt):
Schwerpunkt A: 
•  Feldkenntnis Profit-O, Non-Profit-O / NGO (Familienbetriebe)
Schwerpunkt B:
•  Feldkenntnis Kirche und Diakonie; spezifische ekklesiogene Konflikte, aktuelle 

Probleme der Organisation

2 3 ZI + S M 5 8

3 Theorie und Praxis der Supervision I
Schwerpunkt A:
•  Grundlagen konstruktivistisch-systemischer Theoriebildung
•  Organisation als Kommunikations- und Entscheidungssystem
•  Konstruktivistisch-systemische Konzepte der Supervision und Beratung
Schwerpunkt B:
•  Grundlagen der Pastoralpsychologie: Interdisziplinäre Perspektivenverschränkung 

Theologie/Psychologie
•  Fokus Sinnfrage und Sinnkonstruktion
•  psychologische und theologische Wissenschaften: Auslegungs- und Übersetzungs­

kompetenz als Hilfen zum Selbst- und Wirklichkeitsverständnis
•  Theologie der Supervision

2 3 ZI + S K (90 
Min.)

5 5

4.1 Sozialökologische Prozesse in der Supervision I
•  Gruppenphasenmodelle und Gruppendynamik
•  Differenzierung und Integration in Gruppen und Organisationen
•  Konfliktmanagement / Konfliktmediation
•  System-Umfeld-Analyse

2 2,5 ZI + S Siehe 
4.3

3 -

4.2 Sozialökologische Prozesse in der Supervision II (wahlweise in Kooperation mit 
MA-SV Europ. Hochschulen) 
•  Kulturalität, Interkulturalität, Transkulturelle Kommunikation
•  Praxiserfahrungen mit interkulturell ausgerichteter Supervision, Coaching in Europa
•  Bewältigung von Differenzerfahrungen / Managing Diversity / Gender

3 2 ZI + S Siehe 
4.3

3 -
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Studien- und Prüfungsfach Semes­
ter

SWS LV Prüfungsleistun­
gen
PVL	 PL

Credit-
Points

Noten- 
gewich- 
tung

4.3 Sozialökologische Prozesse in der Supervision III
Schwerpunkt A:
•  Soziodynamische Methoden: Psychodrama – Skulpturarbeit – Lösungsorientierte 

Beratung/Supervision (alternativ)
Schwerpunkt B:
•  Verwendung von analogem christlichen Traditionsgut in Supervision
•  Arbeiten mit religiösen Übertragungen
•  Interreligiöse Kommunikation

3 2 ZI + S R 3 9

5.1 Theorie und Praxis der Supervision II – Empirische Erforschung von Super­
vision
•  Einführung in die Methoden der kommunikativen Sozialforschung
•  Forschungsverfahren zur Selbstkontrolle und Evaluation der eigenen Praxis

3 2,5 ZI + S K (90 
Min.)

4 3

5.2 Theorie und Praxis der Supervision II – Ethik, Werte und Haltungen im pro­
fessionellen Kontext
•  Einführung in ethische Urteilsbildung
•  Ethik (in) der Supervision
•  Spiritualität und Arbeitsleben
•  Identität und Rollen in professionellen Bezügen

4 2,5 ZI + S -- 3 3

6 Organisation als Rahmen und Gestaltungsfeld von Supervision
•  Theorie-Input, Diskussion und Erarbeitung mit Praxis-Bezug:

ää Systemtheoretischer Zugang zum Verständnis von Organisation, Organisation als 
Soziales System

ää Koppelung Sozialer Systeme, Autopoiese, operationale Schließung
ää Organisation als Prozess von Ereignissen/Kommunikationen, Entscheidungen
ää Organisationsdynamiken und -widersprüche, Paradoxien
ää Stabilisierungsansätze: Supervision, Coaching, Inneres Leitbild vs. Organisati­

onsleitbild
•  Lernen in und durch Erfahrung

ää Organisationsanalyse
ää Hypothesenbildung zu möglichen SV-Bedarfen, Konzepterstellung zu Supervisi­

onsangebot mit fachlicher Begründung
ää Erleben - Reflektieren - Auswerten- Transfer

4 3 ZI + S H 5 10

7 Organisation der Supervision
•  Wirtschaftlichkeit / Vernetzung / Kooperation
•  Rechtspraktische Aspekte in Beratungs- und Supervisionsprozessen
•  Selbstorganisation und Selbstmanagement
•  Abschluss in Supervisionsprozessen
•  Abschluss und Abschied im Lernsystem

5 2 ZI + S PVL/A 3 3

8 Praxisprojekteinheit I
•  Einzellehrsupervision
•  Lernsupervision in verschiedenen Settings und Formen

1-2 12 Ü PVL/A 6

9 Praxisprojekteinheit II
•  Gruppenlehrsupervision
•  Lernsupervision in verschiedenen Settings und Formen

3-4 12 Ü PVL/A 6

10.1 Selbstorganisierte Lernformen
•  Peergruppentreffen
•  Selbststudium

1-2 4 Ü PVL 
Proto­
kolle

6

10.2 Selbstorganisierte Lernformen
•  Peergruppentreffen
•  Selbststudium

3-5 4 Ü PVL 
Proto­
kolle

6

11 Masterprüfung
•  Masterthesis 

 

•  Mündliche Prüfung (Abschlusskolloquium)

5
H  
(4 Mo­
nate)
M (30 
Min.)

20 20
15

5

Summen 64 90 66

Mündliche Prüfungen können als Gruppenprüfungen durchgeführt werden.

§ 56
Integrierte Praxis-Projekt-Einheiten

(1)  In den Studiengang sind studienbegleitend Praxis-
Projekt-Einheiten I und II (Lehr- und Lernsupervisi-
on) integriert. In diesen Praxis-Projekt-Einheiten füh-
ren die Studierenden studienbegleitend eigene Super-
visionsprozesse durch. Diese Supervisionsprozesse

werden durch Lehrsupervision in Einzel- und Grup-
penform begleitet.
(2)  Während der integrierten Praxis-Projekt-Einhei-
ten haben die Studierenden über die durchgeführten
Lernsupervisionsprozesse je einen schriftlichen Be-
richt zu erstellen und diesen von der Lehrsupervisorin
bzw. dem Lehrsupervisor bestätigen zu lassen. Am
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Ende der integrierten Praxis-Projekt-Einheit stellt die
Lehrsupervisorin bzw. der Lehrsupervisor einen Tä-
tigkeitsnachweis aus, der Art und Inhalt der Tätigkeit,
Beginn und Ende der Ausbildungszeit sowie Anzahl
der Sitzungen ausweist. Auf der Grundlage der Pra-
xisberichte und der Tätigkeitsnachweise wird ent-
schieden, ob die Studierenden die integrierten Praxis-
Projekt-Einheiten erfolgreich abgeleistet haben. Wird
die integrierte Praxis-Projekt-Einheit nicht als erfolg-
reich abgeleistet anerkannt, so kann sie einmal wie-
derholt werden. Zuständig für die Entscheidung ist der
Gemeinsame Prüfungsausschuss (§ 5).

§ 57
Praxisprojektordnung

(1)  Die Studierenden müssen mindestens drei eigene
Lernsupervisionsprozesse in Einzel-, Gruppen- und
bzw. oder Teamsupervision mit einem Gesamtumfang
von wenigstens 45 Sitzungen von jeweils 90 Minuten
Dauer durchführen, die schriftlich ausgewertet und
von der Lehrsupervisorin bzw. dem Lehrsupervisor
wie in § 56 Abs. 2 festgelegt als erfolgreich abge-
schlossen bestätigt werden müssen. Jeder einzelne
schriftlich ausgewertete Lernsupervisionsprozess gilt
als Prüfungsvorleistung.
(2)  Die Studierenden müssen einen Einzellehrsuper-
visionsprozess von insgesamt 20 Sitzungen von je-
weils 90 Minuten Dauer sowie einen Gruppenlehrsu-
pervisionsprozess von insgesamt 15 Sitzungen von je-
weils 180 Minuten Dauer (bei vier Teilnehmenden,
d.h. 45 Minuten pro Teilnehmerin bzw. Teilnehmer)
absolvieren, die schriftlich ausgewertet und von der
Lehrsupervisorin bzw. dem Lehrsupervisor als „er-
folgreich abgeschlossen“ bestätigt werden müssen.
Die schriftlichen Auswertungen der Lehrsupervisi-
onsprozesse gelten als Prüfungsleistungen.

V. Masterstudiengang Religionspädagogik

§ 58
Regelstudienzeit, Studienaufbau und

Stundenumfang
(1)  Die Regelstudienzeit beträgt drei Semester. Sie
umfasst die theoretischen Studiensemester, integrierte
Praxis-Projekt-Einheiten und die Prüfungen ein-
schließlich der Abschlussarbeit (Masterthesis) und der
mündlichen Abschlussprüfung (Kolloquium).
(2)  Der Gesamtumfang der für den erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums erforderlichen Leistungen be-
trägt 90 Credit-Points (§ 13), die in 50 Semesterwo-
chenstunden (SWS) erbracht werden.

§ 59
Studienziel

(1)  Ziel des Masterstudienganges ist es, die Studie-
renden auf wissenschaftlicher Grundlage für Bil-
dungsforschung, Unterricht in der Sekundarstufe II
(berufsbildende Schule), Jugendforschung, Jugendar-
beit und für spezifische Aufgaben in der Gemeinde-
pädagogik zu befähigen.

(2)  Es sollen Fähigkeiten zur wissenschaftlich fun-
dierten Gestaltung beruflicher Praxis in fünf Studien-
bereichen erworben werden:
1. Handlungs- und Bildungsforschung: selbstständig

Forschungsprojekte durchführen können;
2. Bildungswissenschaft und Didaktik: die wissen-

schaftlichen Diskurse in der Bildungsforschung,
Religionspädagogik, Theologie, Pädagogik und
Didaktik mitverfolgen und auf eigene Fragestel-
lungen beziehen und weiterentwickeln können;

3. sozialraumorientierte Jugendarbeit in ihrer Vernet-
zung zwischen Gemeinwesen, kirchlicher Jugend-
arbeit und schulischem Religionsunterricht reflek-
tieren und weiterentwickeln können;

4. Theologie und religionspädagogische Fachdidak-
tik: Die religionspädagogische Fachdidaktik für
die Praxis des Religionsunterrichts in der Sekun-
darstufe II (berufliche Schulen) reflektieren und
entwickeln können;

5. diakonische Theoriebildung und Handlungsfelder
(z.B. Jugendberufshilfe, Übergang Schule-Beruf,
Schulentwicklung, Netzwerkmanagement, Schul-
seelsorge).

§ 60
Bestandteile des Studiengangs

(1)  Das Studium ist in fünf Studienbereiche geglie-
dert, welchen zwölf Module zugeordnet sind, und
zwar:
Studienbereich 1: Handlungs- und Bildungsfor-
schung in ihrer Relevanz für das berufliche Schul-
wesen und die gemeindliche Jugendarbeit
1.1 Wissenschaftliche Forschung in Schule und Ge-

meinde
1.2 Forschungspraxis, Forschungsmethoden
1.3 Masterthesis
Studienbereich 2: Bildungswissenschaft und Di-
daktik
2.1 Bildungstheorie und Didaktische Wissenschaft
2.2 Praxis und Reflexion
Studienbereich 3: Sozialraumorientierte Jugend-
arbeit
3.1 Theorien und Konzeptionen der Jugendarbeit
3.2 Gestaltung von Jugendarbeit im Raum von Ge-

meinde
3.3 Gestaltung von Jugendarbeit im Gemeinwesen
Studienbereich 4: Theologie und religionspädago-
gische Fachdidaktik
4.1 Exemplarische Themen des Oberstufenlehrplans

unter didaktischer Perspektive
4.2 Religiöse Lernprozesse kontextorientiert gestal-

ten
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Studienbereich 5: Diakonische Jugendarbeit im
Schnittfeld von Schule und Gemeinwesen
5.1 Gemeindediakonische Jugendarbeit
5.2 Schule und Gemeinwesen.
(2)  Den Modulen sind Lehrveranstaltungen zugeord-
net; sie können sich aus Pflicht- und Wahlpflichtver-
anstaltungen zusammensetzen. Lehrveranstaltungs-
stunden können auch ganz oder teilweise zu größeren
Einheiten (Blockveranstaltungen) zusammengefasst
werden, insbesondere wenn dies der Einübung berufs-
praktischer Qualifikationen dient. Der Arbeitsauf-
wand für die einzelnen Module („Workload“) setzt
sich aus Präsenzzeiten (hieraus errechnen sich die Se-
mesterwochenstunden, SWS), Zeiten des Selbststudi-
ums und der Prüfungsvorbereitung zusammen.
(3)  Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiums
erforderlichen Module und die zugehörigen Lehrver-
anstaltungen und die Studien- und Prüfungsleistungen
ergeben sich aus der Übersichtstabelle zu § 62. Dabei
werden für Lehrveranstaltungen (LV) folgende Ab-
kürzungen verwendet:

ZI = Zentraler Input: Vorlesung oder Lektüre
Ü = Übung
S = Seminar
Hp = Hospitation
Pr = Praktikum
Pro = Projekt
RA = Reading Assignment
TA = Teaching Assistance.

(4)  Die Art, in der Prüfungsleistungen (PL) erbracht
werden, ist in § 8 festgelegt. Folgende Abkürzungen
werden verwendet:

H = Hausarbeit

K = Klausur
KTA = kurstypische Arbeit
M = Mündliche Prüfung
R = Referat
bV = besonderes Verfahren: schriftlicher Be-

richt über eine Projektarbeit bzw. über an-
dere anwendungsbezogene Lernformen

L = Lehrprobe.

(5)  Für Prüfungsvorleistungen (PVL) werden folgen-
de Abkürzungen verwendet:

B = Bericht
H = Hausarbeit
K = Klausur
M = Mündliche Prüfung
P = Protokoll bzw. Praktische Übung
R = Referat
T = Teilnahme.

(6)  Lehrveranstaltungsübergreifende Prüfungsleis-
tungen sind mit dem Vermerk LüP gekennzeichnet.

§ 61
Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen

Wahlmöglichkeiten bei Prüfungsleistungen bzw. Prü-
fungsvorleistungen sind in der Tabelle zu § 62 durch
einen Schrägstrich gekennzeichnet.

§ 62
Studienaufbau und Prüfungen

Die für den erfolgreichen Abschluss des Studiengan-
ges erforderlichen Module und Lehrveranstaltungen
sowie die zugehörigen Studien- und Prüfungsleistun-
gen ergeben sich aus folgender Tabelle:
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Studienbereich 1: Handlungs- und Bildungsforschung in ihrer Relevanz für das berufliche Schulwe-
sen und die gemeindliche Jugendarbeit

Modul Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes­
ter

Präsenz­
zeit

Selbst­
studium

Gesamt 
Work­
load

SWS CP Art der 
Prü­
fungs-
leistung
PL

1.1 Wissenschaftliche 
Forschung in Schule 
und Gemeinde

1.1.1 �Empirische und hermeneutische 
Erklärungsansätze

S 1 15 h 45 h 60 h 1 6
H (LüP) 

1.1.2 �Methoden der quantitativen und 
qualitativen Forschung (z. B. Hand­
lungsforschung)

S 1 30 h 60 h 90 h 2

1.1.3 �Theorie gemeinwesenorientierter 
Bildungsarbeit 

Ü 1 15 h 15 h 30 h 1

1.2 Forschungspraxis, 
Forschungsmethoden 

1.2.1 �Jugendforschung (Gebrauch von 
Studien zur Praxisentwicklung)

Ü 1 15 h 15 h 30 h  1 6 T (PVL)

1.2.2 �Unterrichtsforschung (Gebrauch von 
Studien zur Praxisentwicklung)

Ü 1 15 h 15 h 30 h 1

1.2.3 �Lebensweltorientierte Bildungspro­
zesse und Sozialraumanalysever­
fahren

ZI/Ü 2 30 h 90 h 120 h 2 H (PL)

 
1.3 Masterthesis 1.3.1 �Masterthesis und mündliche Ab­

schlussprüfung
3 6 h 594 h 600 h 0,4 20 Thesis (4 

Monate), 
M 

8,4 SWS

Studienbereich 2: Bildungswissenschaft und Didaktik

Modul Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes­
ter

Präsenz­
zeit

Selbst­
studium

Gesamt 
Work­
load

SWS CP Art der 
Prü­
fungs­
leistung
PL/PVL

2.1 Bildungstheorie und 
Didaktische Wissen­
schaft

2.1.1 �Schul- und Bildungstheorien des 
beruflichen Schulwesens 

ZI 1 15 h 45 h 60 h 1 10 K (PL) 
(60 
Min.)2.1.2 �Religionsdidaktik im System berufli­

cher Schulen
ZI+S 1 30 h 30 h 60 h 2 

2.1.3 �Informelles Lernen im Bereich der 
Jugendarbeit 

S 1 15 h 45 h  60 h 1

2.1.4 �Systemisches Denken und Handeln 
mit Jugendlichen

S 1 30 h 30 h 60 h 2 

2.1.5 �Jugendsoziologie mit Schwerpunkt 
„Jugend und Beruf“

ZI 1 30 h 30 h 60 h 2

2.2 Praxis und Reflexion 2.2.1 �Praktikum in Jugendarbeit und Schule Pr 2 75 h 75 h 150 h 5 6 bV (PL)

2.2.2 �Auswertung des Praktikums Ü 2 15 h 15 h 30 h 1
 
14 SWS
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Studienbereich 3: Sozialraumorientierte Jugendarbeit

Modul Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes­
ter

Präsenz­
zeit

Selbst­
studium

Gesamt 
Work­
load

SWS CP Art der 
Prü­
fungs­
leistung
PL/PVL

3.1 Theorien und Kon­
zeptionen der Jugend­
arbeit

3.1.1 �Gemeinde- und sozialpädagogische 
Theoriebildung der Jugendarbeit

S 2 30 h 30 h 60 h 2 4 R (LüP)

3.1.2 �Theorien und Modelle der Jugend­
arbeit

S 1 15 h 45 h 60 h 1

 
3.2 Gestaltung von 
Jugendarbeit im Raum 
von Gemeinde

3.2.1 �Wahrnehmung von „Jugendwelten“ – 
Milieu, Identitätssuche und Religion

S + Ü 2 15 h 45 h 60 h 1 6 B (PL)

3.2.2 �Gestaltung von Jugendarbeit zwi­
schen Gemeindekontext und pluralen 
Angeboten

Ü 2 15 h 45 h 60 h 1

3.2.3 �Schul-, Kinder- und Jugendhilferecht S 2 24 h 36 h 60 h 1,6

3.3 Gestaltung von 
Jugendarbeit im Ge­
meinwesen

3.3.1 �Methoden der Vernetzung und Kon­
zeptentwicklung im Sozialraum

S 2 30 h 60 h 90 h 2 6 bV (PL)

3.3.2 �Moderation und Konfliktmanagement 
in Systemen und Institutionen

S 2 15 h 45 h 60 h 1

3.3.3 Controlling und Qualitätssicherung ZI 2 15 h 15 h 30 h 1
 
10,6 SWS 

Studienbereich 4: Theologie und religionspädagogische Fachdidaktik

Modul Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes­
ter

Präsenz­
zeit

Selbst­
studium

Gesamt 
Work­
load

SWS CP Art der 
Prü­
fungs­
leistung
PL/PVL

4.1 Exemplarische The­
men des Oberstufen­
lehrplans unter didakti­
scher Perspektive

4.1.1 �Das Gottesverständnis in Theologie 
und Philosophie

S 1 30 h 30 h 60 h 2 8 H (PL)

4.1.2 �Christologie S 1 15 h 45 h 60 h 1
4.1.3 �Bibel, Hermeneutik und Didaktik S 1 15 h 45 h 60 h 1
4.1.4 �Anthropologie S 1 15 h 45 h 60 h 1

4.2 Religiöse Lernpro­
zesse kontextorientiert 
gestalten

4.2.1 �Ökumenisches Lernen S 1 15 h 45 h 60 h 1 8 bV (PL)
4.2.2 �Didaktik im interreligiösen und inter­

kulturellen Kontext
S 2 15 h 30 h 45 h 1

4.2.3 �Zugänge zu Wirklichkeit und Religion S 2 15 h 30 h 45 h 1
4.2.4 �Medientheorien und Didaktik S 2 30 h 60 h 90 h 2

10 SWS
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Studienbereich 5: Diakonische Jugendarbeit im Schnittfeld von Schule und Gemeinwesen

Modul Lehrveranstaltungen Art
LV

Semes­
ter

Präsenz­
zeit

Selbst­
studium

Gesamt 
Work­
load

SWS CP Art der 
Prü­
fungs­
leistung
PL/PVL

5.1 Gemeindediakoni­
sche Jugendarbeit

5.1.1 �Theorien zur Vernetzung der Re­
ligionspädagogik in Schule und 
Gemeinde

S 3 30 h 30 h 60 h 2 4 K (1 
Std) 
(PL)

5.1.2 �Theorie und Didaktik sozialer Ge­
rechtigkeit

S 3 15 h 45 h 60 h 1

5.2 Schule und Ge­
meinwesen

5.2.1 �Sozialarbeiterische Dimension von 
schulischer Jugendarbeit und das 
Hilfesystem

S 3 15 h 45 h 60 h 1 6 M (20 
Min.)
(LüP)

5.2.2 �Theorien und Konzepte diakonischen 
Servicelernens

S 3 15 h 45 h 60 h 1

5.2.3 �Schulseelsorge und Vernetzung im 
Gemeinwesen

S 3 30 h 30 h 60 h 2

7 SWS

50 SWS  21/ 21,6/ 7,4  entspricht: 750 h Präsenzzeit zu 1950 h Selbststudium CP: 90 Workload: 900/900/900  

§ 63
Berechnung der Gesamtnote

(1)  Die Masterthesis (Modul 1.3) geht gesondert in
die Gesamtnote ein.
(2)  Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich
wie folgt:

Studienberei-
che

Kennziffer
der zuge-
hörigen
Module

Gewichtung für
die Gesamtnote

1 Handlungs-
und Bildungsfor-
schung in ihrer
Relevanz für das
berufliche
Schulwesen und
die gemeindliche
Jugendarbeit

1.1
1.2

12 CP 6/90
6/90

2 Bildungswis-
senschaft und
Didaktik

2.1
2.2

16 CP 10/90
6/90

3 Sozialraumori-
entierte Jugend-
arbeit

3.1
3.2
3.3

16 CP 4/90
6/90
6/90

4 Theologie und
religionspädago-
gische Fachdi-
daktik

4.1
4.2

16 CP 8/90
8/90

5 Diakonische
Jugendarbeit im
Schnittfeld von
Schule und Ge-
meinwesen

5.1
5.2

10 CP 4/90
6/90

6 Masterthesis
Kolloquium

1.3
1.3

20 CP 15/90
5/90

C. Schlussbestimmungen

§ 64
Inkrafttreten, Außerkrafttreten,

Übergangsregelungen
(1)  Diese Studien- und Prüfungsordnung tritt am
1. Dezember 2012 in Kraft.
(2)  Gleichzeitig treten außer Kraft:
1. die Studien- und Prüfungsordnung der Evangeli-

schen Fachhochschule Freiburg für den Masterstu-
diengang Soziale Arbeit vom 13. Juli 2005 (GVBl.
2006, S. 181; Nr. 8 a, 2006, S. 1), zuletzt geändert
am 10. Februar 2010 (GVBl. S. 70; Nr. 4 a, S. 1),

2. die Studien- und Prüfungsordnung der Evangeli-
schen Hochschule Freiburg für den Masterstudi-
engang Bildung und Erziehung im Kindesalter
vom 15. Februar 2011 (GVBl. S. 65; Nr. 4 a, S. 1),

3. die Studien- und Prüfungsordnung der Evangeli-
schen Fachhochschule Freiburg für den Masterstu-
diengang Sozialmanagement vom 23. November
2005 (GVBl. 2006, S. 181; Nr. 8 a, S. 21), in der
Fassung der Änderungen vom 22. Juli 2009 neu
bekannt gemacht am 9. September 2009 (GVBl.
S. 102; Nr. 9 a, S. 2),

4. die Studien- und Prüfungsordnung der Evangeli-
schen Fachhochschule Freiburg für den Masterstu-
diengang Supervision vom 11. Februar 2004
(GVBl. S. 123; Nr. 9 a, S. 12; berichtigt GVBl.
S. 152), in der Fassung der Änderungen vom
22. Juli 2009 neu bekannt gemacht am 9. Septem-
ber 2009 (GVBl. Nr. 9 a, S. 12), geändert am
18. Mai 2010 (GVBl. S. 115), und

5. die Studien- und Prüfungsordnung der Evangeli-
schen Hochschule Freiburg für den Masterstudi-
engang Religionspädagogik vom 27. Januar 2010
(GVBl. S. 57; Nr. 3 a, S. 1).
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(3)  Studierende, die sich zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Studien- und Prüfungsordnung
(Absatz 1) in einem Studiengang nach § 1 im ersten
Studiensemester befinden, legen die Prüfungsleistun-
gen im jeweiligen Studiengang nach der neuen Studi-
en- und Prüfungsordnung (Absatz 1) ab.
(4)  Studierende, die sich zum Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieser Studien- und Prüfungsordnung
(Absatz 1) in einem Studiengang nach § 1 in einem
höheren als dem ersten Studiensemester befinden, le-
gen die Prüfungsleistungen nach der jeweils bisher
geltenden Studien- und Prüfungsordnung (Absatz 2)
ab.

(5)  Im Übrigen können Studierende, die ihr Studium
in einem Studiengang unter Geltung einer älteren als
der in Absatz 2 genannten Studien- und Prüfungsord-
nung begonnen, es aber unterbrochen haben, auf An-
trag die Prüfungsleistungen nach dieser bisherigen
Studien- und Prüfungsordnung ablegen. Der Antrag
kann erst nach Beratung der entsprechenden Studie-
renden durch die zuständige Dekanin bzw. den zu-
ständigen Dekan beim Prüfungsamt (§ 4) gestellt wer-
den.
K a r l s r u h e, den 27. November 2012

Der Evangelische Oberkirchenrat
Dr. U l r i c h  F i s c h e r

Landesbischof
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